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Vorwort

Nach mehreren Jahren der Forschung schlussendlich diese Zeilen zu schreiben, bringt nicht nur Freude, sondern vor allem Erleichterung. Lange Zeit schien es mir nicht sicher, ob ich diese Arbeit überhaupt jemals fertig stellen würde. Ich erlag zunächst der Illusion, dass historische Forschung nicht durch politische Ereignisse der Gegenwart beeinflusst würde. Doch bereits während der Entwicklung dieses Forschungsvorhabens löste sich diese Fehlwahrnehmung in Wohlgefallen auf. Der Arabische Frühling, mit all seinen Wirren, machte die meisten im ursprünglichen Projektdesign enthaltenen Archive zeitweise unzugänglich. Am Ende war dies wahrscheinlich ein Glücksfall, der meine Aufmerksamkeit erst auf Zypern gelenkt hat. Doch auch das neu ausgerichtete Forschungsvorhaben erwies sich nicht als krisensicher: Eine Woche vor meinem Flug nach Sarajevo kam es dort bei einer Demonstration zu Ausschreitungen, im Zuge derer der Präsidentenpalast angezündet wurde. Große Teile des sich dort befindlichen Archivmaterials, inklusive der Sicherungen auf Mikrofiche, wurden ein Raub der Flammen, und was davon übrig blieb, befindet sich immer noch in Restaurierung. Die Alternativen zum Nationalarchiv in Sarajevo entpuppten sich leider als weit weniger ergiebig als erhofft. Kurzzeitig befürchtete ich daher, diese Arbeit nicht weiterführen zu können. Als ich schließlich einige Zeit später in den Nachrichten meinen ehemaligen Arbeitsplatz in den National Archives in London (Kew) brennen sah, war ich schon fast bereit anzunehmen, dass ein Fluch auf meiner Arbeit liege. Doch als ich ein Jahr später diesen Ort zu einer Nachrecherche wieder besuchte, waren nicht einmal mehr Spuren des Feuers zu sehen. Auch insgesamt hat die nun erstellte Arbeit nur wenig durch die Brände und politische Ereignisse gelitten. Am Ende hatte ich, wie wohl jeder Doktorand, viel zu viel Material und konnte auch mittels dieser Archivalien tatsächlich die Geschichte schreiben, die ich mir zu Beginn vorgestellt hatte. Lediglich die geographischen Schwerpunkte haben sich verschoben.

So heißt es nun durchatmen, innehalten und sich bei all denjenigen zu bedanken, ohne die ich dieses Projekt wohl bereits auf dem steinigen Weg aufgegeben oder mich auf seinem Pfad verirrt hätte. Auch wenn es am Ende eine einsame Arbeit ist, den Text vor dem Bildschirm zu tippen, fließen doch Wissen, Vorschläge und Ideen unzähliger Personen in diese Arbeit ein, die mir vielfach halfen, meine vielfältigen Eindrücke zu ordnen. Allen, die somit direkt oder indirekt an dieser Dissertation mitgewirkt haben, gilt mein besonderer Dank.

An erster Stelle möchte ich meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Boris Barth danken für den großen Freiraum, den er mir während des Forschungsprojektes gestattet hat, und das intensive Feedback zur Arbeit. Weiter gilt mein Dank meinem Zweitbetreuer Herrn Prof. Dr. Jürgen Osterhammel, sowohl für seine vielfältigen Anregungen als auch für meine Einbindung in die Leibnizpreis-Forschungsstelle Globale Prozesse. Ohne die lebendigen und profunden Diskussionen im Jour fixe, bei einzelnen Workshops und die informellen Debatten mit Kollegen hätte die Arbeit nie in dieser Form fertig gestellt werden können.

Auf institutioneller Ebene gilt mein Dank weiter dem Doktorandenkolleg Europa in der globalisierten Welt des Exzellenzclusters Kulturelle Grundlagen von Integration an der Universität Konstanz, sowohl für die Finanzierung meines Forschungsprojektes als auch für die beflügelnden Diskussionen innerhalb unseres Kolloquiums. Zusätzlich möchte ich allen Teilnehmern der Arbeitsgruppe Globale und internationale Geschichte (Agig) für die sehr intensiven Textdiskussionen danken, ohne die mir viele kritische Stellen meiner Dissertation verborgen geblieben wären und ich manchen relevanten Forschungsfragen nie nachgegangen wäre. Ohne eure Rückmeldungen hätte der vorliegende Text eine weit mindere Qualität. Auch möchte ich dem Deutschen Historischen Institut London (DHIL) zweifach danken: für die Möglichkeit, an den spannenden Diskussion des Kolloquiums des DHIL teilzunehmen und für das Forschungsstipendium, das mir nochmals ermöglichte, mich intensiv mit den sehr umfangreichen Londoner Quellenbeständen auseinanderzusetzen.

Nicht unerwähnt bleiben dürfen die zahlreichen Archive und Bibliotheken, die ich in Bosnien-Herzegowina, England, Österreich und Zypern aufgesucht habe, um meinen Quellenkorpus zusammenzustellen. Ohne die Hilfe der dortigen Archivare wäre es niemals möglich gewesen, den Grundstein der Dissertation zu erarbeiten. Ganz besonders gilt mein Dank dem Archiv Grada Sarajeva, das mir selbst unter den schwierigen Bedingungen unmittelbar nach dem Archivbrand des Nationalarchivs die Arbeit im Stadtarchiv ermöglicht hat.

Doch nun genug von Institutionen und hin zum Dank an die Menschen, ohne die diese Arbeit niemals in dieser Form entstanden wäre: Herrn Professor Jost Dülffer danke ich für seinen Kommentar zur Einleitung und dem ersten Teil der Arbeit, der die Fertigstellung der Dissertation nochmals nachhaltig beeinflusst hat. Herrn Prof. Dr. Rainer F. Schmidt bin ich für die ausführlichen E-Mails und Telefongespräche zur Balkankrise zum Dank verpflichtet. Dr. Matthias Morys schulde ich Dank für seine Beratung über die Währungspolitik auf dem Balkan. Meiner Lektorin Frau Simone Warta danke ich für den sprachlichen Feinschliff der Arbeit. All meinen Freunden, die mich bei der Überarbeitung der einzelnen Kapitel mit ihren Kommentaren unterstützt haben, möchte ich auch nochmals meinen herzlichen Dank aussprechen. Allen voran natürlich meinen guten Freunden Michael Obermayer und Pina Grabert, die mehr meiner Texte gelesen haben als ich je erwarten konnte und ohne deren Unterstützung in Fragen von Rechtschreibung und Grammatik ich sicher am Text verzweifelt wäre. Weiter danke ich für alle Kommentare und Verbesserungsvorschläge für das Manuskript: Pascale Siegrist, Dr. Franz Leander Fillafer, Dr. Mária Hidvegi, Ole Münch, Verena Schäfer, Monika Obermayer, Amelie Rösinger, Markus Stich, Sarah Schwab, Johannes Kraus, Livia Gertis, Friederike Kroschel, Julia Held, Daniel Schumacher, Melanie Brand, Alexander-Ferdinand Kiesel, Jana Fechner, Albert Killer, Thomas Rau, Anne Gnausch, Stefan Leber, Simon Riedle, Katja Fortenbacher-Nagel und allen anderen, die mir bei der Fertigstellung dieses Textes geholfen haben. Ebenso möchte ich all meinen hier nicht erwähnten Freunden danken: ohne euch hätte ich sicher nicht die Kraft gefunden, die Arbeit fertig zu schreiben.

Konstanz im Oktober 2016, Wolfgang Egner



1Einleitung

a)Thema

Während der Blütezeit des Imperialismus im 19. Jahrhundert erstreckten sich europäische Imperien über nahezu den gesamten Globus. Wie jeder Staat mussten auch Weltreiche ihre Herrschaftsansprüche sowohl gegenüber Untertanen und Beherrschten als auch gegenüber anderer Regierungen legitimieren. Diese Aufgabe gestaltete sich für Imperien aufgrund ihrer Heterogenität sowie Ausdehnung besonders komplex und brachte vielfältige Rechtfertigungspraktiken hervor. Zentrale Legitimationsstrategien waren militärische Dominanz, die Bindung an eine Dynastie und universalistische Ideologien wie die Pax Britannica oder Pax Franca,1 welche Schutz für die Einordnung in ein imperiales System versprachen. Diese Schutzversprechen gegenüber fremden oder eigenen Untertanen wurden auch häufig zur Begründung imperialer Interventionen verwendet, wobei das Verhältnis von Schutz zur Souveränität der betroffenen Staaten besonders komplex war.

Außenpolitische Schutzversprechen befinden sich im Widerspruch zur traditionellen Ideengeschichte der Souveränität. Denn völkerrechtliche Verhältnisse dieser Art sind von vornherein als Beziehung zwischen Ungleichen angelegt und mit der Idee einer Egalität zwischen Staaten zwangsläufig unvereinbar, denn sie begründen ein Verhältnis zwischen einem mächtigen Schutzherren und einem weniger mächtigen Schutzbedürftigen.2 In vielen Fällen geriet der Geschützte sogar in die völlige Abhängigkeit zu seinen Schutzherren und wurde außenpolitisch ausschließlich durch diesen repräsentiert. Dieses Spannungsfeld gewann noch zusätzlich an Brisanz, da jeder internationale Schutzvertrag formal die Staatlichkeit des betroffenen politischen Gebildes anerkannte, seine Souveränität allerdings gleichzeitig einschränkte. Vollständige Souveränität galt jedoch in den philosophischen, und später in den staatsrechtlichen Konzeptionen, als notwendige Voraussetzung für Staatlichkeit. Dadurch entstand ein Spannungsfeld, das in diesem Buch näher untersucht wurde.


b)Perspektive: Imperialismus

In der Wahrnehmung vieler imperialer Beamten war ihre Herrschaft an manchen Orten direkt, an anderen bestand sie aus indirekter Einflussnahme durch wirtschaftliche Durchdringung.3 Diese häufig zitierte Unterscheidung von direktem und indirektem Imperialismus haben schon die britischen Historiker Ronald Robinson und John Galagher in Frage gestellt;4 sie wird seitdem intensiv in den Geschichtswissenschaften diskutiert. Ein binäres Konzept war und ist nicht fähig, die komplexe Realität imperialer Herrschaft zu beschreiben. Allein im Britischen Empire herrschte eine verwirrende Vielfalt an politischen Herrschaftsformen.5 Jedes weitere Imperium verfügte über zusätzliche Formen der Herrschaft oder Einflussnahme, was die Anzahl direkter und indirekter Arten der Kontrolle nochmals erhöhte. Vor diesem Hintergrund schlägt Boris Barth vor, den Begriff ‚Imperialismus‘ durch den Plural zu ersetzen und eine Vielzahl eigenständiger, paralleler Imperialismen anzunehmen.6 Alternativ könnte man sich die Bezeichnungen ‚direkter‘ und ‚indirekter Imperialismus‘ auch als zwei Extrempole auf einer Skala von ansteigender imperialer Einflussnahme vorstellen.7 Dies bietet den Vorteil, dass keine Idealtypen gebildet werden müssen, sondern ein fluider Übergang zwischen verschiedenen Herrschaftsformen beobachtet werden kann. Eine solche Betrachtung ermöglicht es auch, die vielen Formen imperialer Einflussnahme zwischen den Extremen in den Fokus zu rücken. Das häufig vergessene Feld zwischen direkter und indirekter Herrschaft kann damit ausgeleuchtet und eine bisher vernachlässige Sonderform des Imperialismus, die Protektion, analysiert werden.


c)Forschungsgegenstand: Protektion

Ausgangspunkt für die vorliegende Untersuchung ist die Frage, was der politische Status eines ‚Protektorates‘ bedeutete. Die nähere Untersuchung von Protektoraten hat schnell gezeigt, dass die Begrenzung der Fragestellung auf so bezeichnete Territorien zentrale Teile des Begründungszusammenhangs vernachlässigt. Protektorate standen in einer breiten politischen und ideologischen Tradition, die auch Formen von Herrschaft einschloss, die nicht als ‚Protektorat‘ bezeichnet wurden. Dieses größere Herrschaftsphänomen wird in dieser Arbeit als ‚Schutzherrschaft‘ oder ‚Protektion‘ bezeichnet. Es umfasst sowohl den politischen Schutz von Personen und Gruppen in fremden Territorien als auch territoriale Herrschaft. Die betrachteten territorialen Schutzformen sind die permanente Okkupation und Protektorate.

Die Merkmale von Protektion als gesamteuropäisches Phänomen werden im Folgenden anhand von Materialen aus zwei Imperien herausgearbeitet, dem britischen und dem österreichisch-ungarischen. Diese Auswahl erfolgte aus vier Gründen: 1. Akteure aus beiden politischen Gebilden prägten die zentralen Wendepunkte der Entwicklung von Schutzherrschaft. 2. Beim Britischen Empire handelte es sich um das am tiefsten in die Schutzherrschaft verstrickte Imperium. 3. Bei der Auswahl handelt es sich um ein Kontinental- und ein Überseeimperium,8 wodurch gezeigt wird, dass diese Form des Imperialismus in beiden Imperientypen auftrat. 4. Beide Imperien agierten im osmanischen Raum und übten ihre Schutzherrschaft auf osmanische Gebiete aus, deren früherer politischer Kontext ähnlich war.

Anhand osmanischer Territorien, wie den Ionischen Inseln, wird die Entwicklung von Schutzverträgen analysiert. Beispielsweise gilt das britische Protektorat über die Ionischen Inseln als erstes ‚völkerrechtliches Protektorat‘ der Weltgeschichte und war vormals osmanisches Einflussgebiet. Der politische Status dieser Inseln wird in einer kurzen Fallstudie einer kritischen Revision unterzogen. Das Fallbeispiel zeigt dabei die Entwicklung von Schutzverträgen als diskontinuierlich. Ständige Abbrüche und Neuverhandlungen verbunden mit Bedeutungsverschiebungen prägten die Entwicklung, wobei jede Schutzherrschaft ein Unikat blieb. Trotz ihrer Unterschiedlichkeit lassen sich generelle Tendenzen in der Entwicklung ausmachen, die anhand der miteinander verbundenen Fallbeispiele Zypern und Bosnien-Herzegowina gezeigt werden. Ein Vergleich mit bereits erfolgten Fallstudien zu den einzelnen Protektoraten Tunesien9 und Ägypten10 ergänzt diese Beobachtungen.

Das vorliegende Buch analysiert die Besonderheiten dieser mannigfaltigen Formen von ‚Schutz‘ und ‚Protektion‘ und zeigt generelle Entwicklungslinien auf. Der Analysezeitraum beschränkt sich auf das lange 19. Jahrhundert11, da in dieser Epoche eine Verrechtlichung von politischen Klientelverhältnissen festzustellen ist.12 Hierbei liegt der Fokus auf Phänomenen aus dem Bereich der internationalen Beziehungen und des Völkerrechts. Innerstaatliche Verhältnisse wie Klientelismus, Patronage und wirtschaftliche Protektion13 werden als jeweils eigenständiger Themenkomplex ausgeklammert.

Zur Analyse von Protektion vereint die vorliegende Arbeit verschiedene Forschungsbereiche: Eine Ideengeschichte wird mit der Forschung zum Kolonialismus des 19. Jahrhunderts und zum internationalen Recht kombiniert. Gleichzeitig werden vier nationalhistorische Kontexte sowie die zugehörigen Imperien vergleichend betrachtet, sodass sich auch methodisch eine multi- bzw. transnationale Perspektive ergibt. Prozesse und Strukturen der Protektionen können nicht ausschließlich auf nationaler, diplomatischer oder lokaler Ebene analysiert werden. Vielmehr bedarf die Untersuchung einer Perspektive, die mit mehrfacher Anpassung des Maßstabes, Zeitraumes und variierenden Akteuren das gesamte Phänomen untersucht. Das Ergebnis ist ein differenziertes Verständnis von imperialen Legitimationsstrategien im internationalen Kontext sowie der Genese völkerrechtlicher Figuren. Die Bezeichnung ‚Figur‘ wurde gewählt, da es sich bei diesen Vorstellungen nicht um fixierte Konzepte handelte, sondern um solche, die sich im Wandel befanden, zeitgenössisch allerdings als fixiert und definiert wahrgenommen wurden. Gleichzeitig folgt dieses Verständnis einer Rechtsfigur den gängigen juristischen Definitionen die damit Erscheinungen im Recht bezeichnen die keinen Lebensverhältnissen entsprechen, wie beispielsweise Souveränität. In diesem Zusammenhang wird auch die Sprache und Pragmatik von Schutzversprechen untersucht, um die Wirkung dieser als Schutzsemantik bezeichneten Phänomens zu untersuchen.


d)Forschungsstand

Jürgen Osterhammel plädierte in seiner Patočka Memorial Lecture 2014 dafür, die Kategorie des Schutzes oder der Protektion als ergänzendes Leitmotiv unserem Weltverständnis hinzuzufügen.14 Doch nicht nur von ihm wurde das Thema aufgegriffen und mittlerweile liegen bereits die ersten Ergebnisse der intensiven Debatte vor.15 Beispielsweise schrieb Harald Kleinschmidt eine Monographie über die Wirkungen von Verträgen auf die koloniale Praxis.16 Er beschreibt detailliert die Entwicklung des europäischen Verständnisses von Souveränität und weist auch Protektoraten ihre Stellung darin zu. Dieses Forschungsinteresse besteht jedoch erst seit wenigen Jahren.

Bisher wurde Schutzherrschaft allein als moralische Rechtfertigung für imperialistische Bestrebungen gedeutet. Die Bezeichnung ‚Protektorat‘, so die landläufige Meinung, sei eine Verschleierung der tatsächlichen Machtverhältnisse. Obwohl Überblicksdarstellungen über das 19. Jahrhundert diesen Begriff benutzen, wurde ‚Protektorat‘ in keinem dieser Werke definiert.17 Protektorate wurden deshalb häufig unter dem Begriff ‚Kolonie‘ subsumiert.18 Die Verfechter dieser Perspektive konnten darauf verweisen, dass Protektorate im Laufe ihres Bestehens Kolonien immer ähnlicher wurden. Die direkte Herrschaftsausübung nahm zu.19 Doch zumindest im Gründungsmoment und in den ersten Phasen ihres Bestehens unterschieden sich Territorien, die unter einem Schutzvertrag standen, von Kolonien, sowohl in den angewandten Legitimationsstrategien als auch in der Herrschaftspraxis. Ein kolonialer Status beschreibt Schutzversprechen daher nur unzureichend.

Eine 50 Jahre alte politikwissenschaftliche Dissertation von Alfred Kamanda konstatierte dies bereits und stellt nach wie vor das einschlägige Referenzwerk zum Thema ‚Protektorate‘ dar. Der Autor analysiert darin vergleichend die Herrschaftsstrukturen in allen als ‚Protektorat‘ bezeichneten Territorien und gelangt zur These, dass sich Protektorate von Kolonien unterschieden und ein komplexes Phänomen darstellten, das nicht nur die wirklichen Machtverhältnisse verdecken sollte.20 Dieser These schließt sich das vorliegende Buch an. Alfred Kamandas Werk macht zudem die historische Dimension des Themenkomplexes deutlich, die dem Autor zufolge vom Römischen Reich bis zum 20. Jahrhundert reicht.21 Durch den Versuch, alle Protektorate abzudecken, bleiben seine Fallstudien allerdings oberflächlich, und er übergeht systematisch alle nicht explizit als ‚Protektorat‘ bezeichneten Gebiete.

Juristen untersuchten Protektorate vor allem im Kontext der Westafrika-Konferenz von 1884/85. In diesem Zusammenhang stellte Jörg Schildknecht eine Typisierung von Protektoraten auf, die zwischen drei distinkten Kategorien von Protektoraten unterscheidet:22

Völkerrechtliches Protektorat: Dieses Gebilde basiert auf der Fiktion eines Schutzvertrages zwischen zwei souveränen Staaten, in dem der Protektor politischen oder militärischen Schutz verspricht, und der geschützte Staat seine Außenpolitik an seinen Beschützer bindet.

Quasi-Protektorat: Bei dieser Form handelt es sich um eine durch aufgezwungene Verträge entstandene Form der Herrschaft. Vertragspartner sind meist Staaten, jedoch gibt es auch Fälle, in denen vorstaatliche Gruppen, wie Stammesgemeinschaften, zu Verträgen gedrängt wurden. Diese garantierten eine extraterritoriale Rechtsprechung für sämtliche Europäer in einem Protektorat, gemäß den Gesetzen der Schutzmacht. Außerdem trat der ursprüngliche Herrscher die Territorialhoheit an die Protektionsmacht ab.

Koloniales Protektorat: Bezeichnet ein innerstaatliches Verhältnis, in dem das protegierte Gebiet in das Staatsterritorium des Protektors integriert wurde. Diese Herrschaftsform ist eine Aushöhlung des Rechtsstatus eines Protektorates, im Zuge dessen es kaum noch von einer Kolonie zu unterscheiden ist.

Schildknechts Typologie wirkt auf den ersten Blick wie eine sinnvolle Heuristik, die Ordnung in die empirische Vielfalt bringt. Doch sie birgt zwei Probleme: ihre Herleitung und ihre Geltung. So basiert das Schema allein auf einem beschränkten Quellenmaterial zur Westafrika-Konferenz und völkerrechtlichen Schriften. Vorangegangene Entwicklungsschritte bleiben unberücksichtigt, so dass der Status des Protektorates auf ein Produkt dieser Konferenz und die spätere juristische Aufarbeitung reduziert wird. Letztlich schrieb Schildknecht eine Erfolgsgeschichte des Völkerrechts.23 Wie jedoch Martti Koskenniemi24 bereits gezeigt hat, vermieden die Teilnehmer der Westafrika-Konferenz eine Definition von Protektoraten. Dieser Befund steht im Kontrast zu Schildknechts Typologie, die er als zeitgenössisches Konzept verstand. Das vorliegende Buch setzt sich mit dem beschriebenen Konfliktfeld auseinander, um eine differenziertere Auflistung der Verwendung des Begriffes ‚Protektorat‘ zu bieten.

Auch Joseph Anene beschäftigt sich mit dem gehäuften Auftreten der Verwaltungsform ‚Protektorat‘ in Folge der Westafrika-Konferenz in Berlin.25 Er distanzierte sich explizit von der juristischen Herangehnsweise und riet dazu die Verwaltungspraxis mehr zu betrachten,26 die wiederum durch moralische und legitimatorische Effekte dieser Herrschaftsform beeinflusst worden sei.27 Entgegen Anenes These hebt diese Arbeit die Relevanz des Völkerrechts wieder hervor, bei gleichzeitiger Betrachtung der Verwaltungspraxis.

In der französisch-sprachigen Literatur hat Pascal Venier die Protektoratsidee als Teil der kolonialen Theorie verstanden und die Konzepte französischer Theoretiker zu Protektoraten rekonstruiert.28 Sein Aufsatz klingt jedoch so, als ob die Protektoratsdebatte auf Frankreich beschränkt gewesen sei. Diesen Eindruck bestärken auch Fallstudien zu einzelnen französischen Protektoraten.29 Um internationale Verbindungen und Wechselbeziehungen offenzulegen, konzentriert sich die vorliegende Arbeit auf englische und deutschsprachige Debatten, um diese Leerstellen zu füllen und die gesamte Diskussion auf eine breitere Basis zu stellen.

Neben dieser begrenzten Zahl an allgemeiner Forschungsliteratur zum Thema ‚Protektorat‘ gibt es noch viele Studien zu einzelnen Protektoraten, Schutzgebieten, Interventionen30 und zum Schutz einzelner Bevölkerungsgruppen31. Zahlreiche Ideen aus diesen Schriften haben in vorliegendes Buch Eingang gefunden.


e)Fragestellungen

Diese Arbeit folgt den Entwicklungslinien von Protektion über die leitende Frage, wie sich der völkerrechtliche Status von ‚besetzten und fremdverwalteten Territorien‘ und ‚Protektoraten‘ entwickelte. Diese breitangelegte Problemstellung wird anhand von vier spezifischen Fragen konkretisiert:

1. Welche Theorie lag den politischen Formen der Schutzherrschaft zugrunde und wie verhielt sich dieses theoretische Konzept zur Herrschaftspraxis?

Diese Frage basiert auf der naheliegenden Vermutung, dass die neu entstandenen politischen Verhältnisse auf einer ausformulierten Idee oder einem diskursiven Konzept beruhten. Die diffusen intellektuellen Grundlagen der Protektion werden in diesem Buch nachgezeichnet. In den einzelnen Kapiteln wird das theoretische Konzept der Schutzherrschaft analysiert und ein Fehlen eines solchen Konzeptes in fast allen Kontexten gezeigt. Stattdessen wird die Verbindung zur Herrschaftspraxis in den Mittelpunkt gestellt. Erst durch die nachträgliche juristische Rezeption dieser Praxis erfuhr das Protektorat eine Theoretisierung, die in dieser Arbeit eingehend untersucht wird.

2. Was waren die zentralen Entwicklungsschritte des Phänomens der Protektion und welchen Konjunkturen war der völkerrechtliche Status des ‚Protektorates‘ unterworfen?

Die Ionischen Inseln wurden zwar Anfang des Jahrhunderts als ‚Protektorat‘ bezeichnet und dienten Völkerrechtlern als Hauptreferenz für den Status des ‚Protektorates‘. Dennoch wurden erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts vermehrt Protektoratsverträge geschlossen. Das Kapitel über die Ionischen Inseln wird daher die Frage klären, warum dieser Schutzvertrag vorerst die Entwicklung hin zu einem Protektoratswesen verhinderte. Die Darstellung der Genese von ‚okkupierten und fremdverwalteten‘ Territorien in Zypern und Bosnien-Herzegowina wird die Grundlagen dieses Protektionswesens aufzeigen. Warum jedoch in den 1880er Jahren viele Protektorate entstanden,32 wird anhand der thematisierten Westafrika-Konferenz gezeigt.

3. Trugen die politischen Strukturen in einem Protektorat dazu bei, dass die Bevölkerung die Herrschaft akzeptierte?

In den als ‚Protektorat’ bezeichneten Gebieten sollen bis zum Ende des Ersten Weltkrieges keine Aufstände stattgefunden haben33 – ein Unterscheidungsmerkmal zu vielen Kolonien, das einer Erklärung bedarf. Diese Behauptung wird anhand von Beispielen aus den verschiedenen Kapiteln einer kritischen Revision unterzogen.

4. Worin unterschied sich die Praxis der verschiedenen Imperien und inwieweit waren diese an ein internationales Recht gebunden?

Die verschiedenen Ausprägungen des Imperialismus führten zu Unterschieden im jeweils eigenen Umgang mit dem internationalen Recht. Dem entgegengesetzt stand der normative Anspruch des Völkerrechts, über Staatsgrenzen hinaus in gleicher Weise zu gelten. Wie viele normative Ziele wurde auch dieser Anspruch nie verwirklicht. Dennoch gab es in jedem betroffenen Staat eine Wechselbeziehung zwischen internationalem Recht und imperialer Praxis, die sich beide nachhaltig beeinflussten. Die Arbeit untersucht daher diese gegenseitige Abhängigkeitsbeziehung und sucht Gründe für die verschiedenen Verfahrensweisen einzelner Imperien.

Alle gestellten Fragen berühren Themen aus den Bereichen Bürokratie, Souveränität, Legitimität und Völkerrecht. Diese stehen in einem wechselseitigen Abhängigkeitsverhältnis, haben zugleich die Schutzherrschaft des 19. Jahrhunderts geprägt und erhielten selbst zentrale Impulse durch die neu entstandenen Schutzphänomene. Die Verschränkungen dieser einzelnen Bereiche werden daher in den Mittelpunkt gestellt.


f)Inhaltlicher Aufbau der Arbeit

Um die Wechselbeziehungen zwischen Protektion und Souveränität als Entwicklung darzustellen, ist dieses Buch weitgehend chronologisch angelegt. Die Studie verlagert dabei mehrfach den Fokus auf verschiedene Aspekte der Schutzherrschaft. Hierdurch ist jedes Kapitel weitgehend in sich abgeschlossen, sodass es jeweils als eigenständiger Text gelesen werden kann.

Teil 2 „Die Entwicklung völkerrechtlicher Figuren“ beginnt mit einer Ausführung zum problematischen Verhältnis von Souveränität und Protektion, in dem die Schutzthemantik breit entfaltet wird, um einen Rahmen für die folgenden Fallstudien zu bieten. Das abschließende Kapitel dieses Abschnitts ist ein solches Fallbeispiel: die Ionischen Inseln. Dieses wurde als Ur- und Musterfall von Protektoratsverhältnissen gehandelt. Diese erste Figur eines Protektorats wird in diesem Kapitel kritisch auf ihre gestalterische Wirkung auf die Protektoratstradition des 19. Jahrhunderts geprüft.

Die Teile 3 und 4 stellen den empirischen Schwerpunkt der Arbeit dar, wobei hier der Fokus auf einer kurzen Zeitspanne und auf Mikrobetrachtungen liegt. Teil 3 zeigt anhand der Balkankrise von 1875 bis 1878, dass die zentralen völkerrechtlichen Entwicklungen der Epoche, die Schutzverhältnisse erstmalig kodifizierten, auf sehr verschlungenen Wegen entstanden. Die einzelnen Kapitel zeigen, wie Initiativen des diplomatischen Personals aus der zweiten Reihe und Improvisationen unter hohem Zeitdruck die konkrete Ausgestaltung der Schutzverhältnisse prägte.

Teil 4 geht schließlich auf die lokale Fremdverwaltung in Zypern und Bosnien-Herzegowina (1878–1908) ein, fokussiert die alltäglichen Schwierigkeiten, die sowohl die Protektoren als auch Protegierten mit den neuen Herrschaftsverhältnissen hatten, und wie diese in der Praxis experimentell weiterentwickelt wurden.

Teil 5 greift das „‚Protektorat‘ als Status des Völkerrechts“ auf. Die völkerrechtliche Bedeutung des neuen Schutzstatus wurde durch die Verwaltung Zyperns und Bosnien-Herzegowinas absehbar, womit die Voraussetzungen für Protektorate geschaffen wurden. Die Verwendung des Protektoratsbegriffes für Tunesien ab 1881 und umgangsprachlich für Ägypten ab 1882 wird in diesem Kapitel als Spätfolgen der Balkankrise angesehen. Daher vergleicht dieses Kapitel die dort etablierte Verwaltung mit der Zyperns und Bosnien-Herzegowinas. Darauffolgend werden die Entwicklungen während der Westafrika-Konferenz (1884/5) und die spätere juristische Aufarbeitung des Protektoratsstatus beschrieben. Die Ausführungen von Juristen zeigten zwar die Grenzen dieses Konstruktes auf, legitimierten es jedoch im gleichen Zug als ein mit dem Völkerrecht zu vereinbarendes Mittel der Herrschaftsausübung. Die Betrachtung des völkerrechtlichen Diskurs erfolgt aufgrund der Chronologie an dieser Stelle, da sich die juristische Disziplin erst ex-Post mit den völkerrechtlichen Sonderstatus auseinandersetzte.

Teil 6 schließt die Betrachtung über Schutzherrschaft im langen 19. Jahrhundert ab, indem es zeigt, wie und warum viele Formen der Protektion auf Umwegen in direktere Herrschaftsformen umgewandelt wurden.

Teil 7 fasst die Ergebnisse der Arbeit zusammen, schlüsselt die verschiedenen Wortverwendungen von ‚Protektorat‘ auf und zeichnet die generellen Entwicklungslinien von Protektion und Souveränität nach. Ein Ausblick über die Entwicklungen im 20. Jahrhundert zeigt anschließend die Relevanz von internationalen Schutzkonzepten bis in unsere Gegenwart.


g)Theorie und Definitionen

Das Phänomen ‚Schutzherrschaft‘ liegt im Grenzbereich zwischen verschiedenen historischen Teildisziplinen, von denen jedoch die neue Diplomatiegeschichte34 am relevantesten für dieses Thema ist. Mit dem Neo-Institutionalismus,35 dem normengeleiteten Ansatz36 oder den Vorschlägen einer Kulturgeschichte der Politik37 oder des Politischen38 gibt es ein reichhaltiges Theorieangebot. Die meisten dieser Herangehensweisen stellen jedoch die Beschreibung der Kultur des Politischen ins Zentrum und damit die Frage nach Kausalbeziehungen zurück.39Dieses Buch möchte die Frage nach ‚Wie‘ und ‚Warum‘ wieder näher verbinden und damit die Genese von ‚Protektoraten‘ in all ihren Aspekten untersuchen. Um dies zu leisten, wird im Folgenden ein eigenes theoretisches Herangehen entwickelt.

Diese Theorie dient im Sinne von Reinhart Koselleck als Standortbestimmung der Perspektive des Forschers auf seinen Gegenstand.40 Es handelt sich um die impliziten Hintergrundannahmen, auf der die Analyse beruht, die jedoch in der Argumentation der Arbeit weitgehend verborgen bleiben. Neben der Sichtbarmachung der eigenen Perspektive werden aus der Theorie differenzierte Definitionen für drei zentrale Konzepte, die für die Analyse von Protektion unerlässlich sind, abgeleitet: Macht, Staat und Souveränität.

Für den Gegenstandsbereich der Internationalen Beziehungen sowie für die interne Betrachtung von Imperien ist Macht die Kategorie, die im Zentrum der Theorie stehen muss. Was aber ist Macht? Häufig wird sie als ein akkumulierbares Gut betrachtet.41 Ein solches Verständnis entzieht jedoch Macht jeder Analyse und macht sie zur Erklärungskonstante, deren Entstehung selbst verborgen bleibt. Um diese Probleme zu umgehen, wird stattdessen die Netzwerktheorie Michael Manns über Macht als Ausgangspunkt gewählt.42

Diese Theorie nimmt ihren Ursprung bei Max Webers Definition von Macht,43 die für Manns Netzwerkkontext auf folgende Version modifiziert wurde:

Macht bedeutet jede Chance, innerhalb eines Netzwerkes den eigenen Willen auch gegen Widerstand durchzusetzen und diese Fähigkeit wird aus verschiedenen Machtquellen gespeist.

Als Netzwerk ist in dieser Theorie jeder Interaktionszusammenhang zwischen trennbaren Gegenständen zu verstehen.44 Netzwerke können sehr kurzzeitig bestehen oder auch langfristige, institutionalisierte Strukturen darstellen. Die verschiedenen Netzwerke können sich räumlich überlappen, wodurch sie eine Alternative zum methodischen Nationalismus darstellen.45 Der Staat ist nur noch ein Netzwerkzusammenhang unter vielen.46 Damit werden übliche Dichotomien vermieden, und eine Gegenüberstellung von ‚Staat‘ und ‚Gesellschaft‘ ist nicht mehr nötig.47 Die Netzwerke bieten schließlich die Möglichkeit, zu beschreiben, worauf die Chancen der Durchsetzung eines Willens gegen Widerstand beruhen, den politischen, ideologischen, ökonomischen und militärischen Machtquellen Manns.48

Die politische Machtquelle bildet dabei meist eine politische Arena, die oft mit den Strukturen eines Staates kongruent ist, es aber nicht sein muss. Die ideologische Machtquelle stellt dagegen den Verbreitungsraum für Ideologien und andere kollektive Verhaltensweisen wie Religion dar, die traditionell eher das Label ‚Kultur‘ tragen.49 Ökonomische Machtquellen sind Marktformen, in denen der Austausch von Gütern und Arbeitskraft geregelt wird. Die militärische Machtquelle basiert dagegen mehr auf physischer Dominanz, Zwang und der Option, Menschen durch Waffengewalt zu Handlungen zu zwingen.

Der heuristische Wert der Netzwerke liegt darin, dass einzelne Verbindungen, über die Macht angewendet werden kann, sichtbar gemacht werden und sich damit sowohl die Durchsetzung von Konzepten, ihre Proliferation, die Ausbreitung eines Netzwerkes und seine eventuelle Institutionalisierung beschreiben lässt. Gleichzeitig bietet die Trennung der zugrunde liegenden Machtquellen die Möglichkeit, nicht stattfindende Interaktion auch konzeptuell zu erfassen und damit zugleich eine Geschichte der Ver- und Entflechtung zu schreiben.

Manns Theorie hat jedoch zwei Hauptprobleme, die mittels einer Modifikation umgangen werden sollen. 1. Mann blendet selbst die Motivation und Interessen von Menschen gänzlich aus.50 Interessen setzt er bereits für die Interaktion eines Netzwerkes als gegeben voraus, weshalb sie unveränderbar wirken. 2. Manns Netzwerkmodell neigt dazu, den einzelnen Akteur aufzulösen, der allein zu einem Knoten im Netzwerk transformiert wird und seine Wirkmacht allein über seine Position im Netzwerk erhält. Die intrinsischen Eigenschaften wie beispielsweise die Motivation eines Akteurs sind nicht mehr zu erkennen. Für die Lösung dieser Probleme wird daher vorgeschlagen, diese Netzwerktheorie einer substantiellen Modifikation zu unterziehen, welche das Individuum wieder hervorhebt.

Für diese Modifikation scheint die zwischen Individualismus und Strukturalismus angesiedelte Kapitaltheorie von Pierre Bourdieu am geeignetsten.51 Diese füllt einerseits die Leerstelle des Akteurs bei Mann und zeigt gleichzeitig eine fehlende Machtquelle bei ihm auf. Denn für Bourdieu gibt es vier Kapitalsorten, die Menschen durch Arbeit akkumulieren können: soziales, kulturelles, ökonomisches und symbolisches Kapital.52 Ökonomisches Kapital entspricht offensichtlich der ökonomischen Machtquelle. Die ideologische Machtquelle deckt dagegen kulturelles und symbolisches Kapital ab. Da die Argumente Bourdieus für eine Trennung der beiden Kapitalsorten sehr einleuchten und die periphere Rolle von Kultur als Teilbereich der Ideologie in Manns Theorie starken Kritiken unterlag,53 wird diese Machtquelle in eine kulturelle und eine symbolische aufgeteilt.

Wie kann dieses vielfältige Kapital dazu beitragen, die Motivation einzelner Akteure zu erfassen? Kapital ist bei Bourdieu unweigerlich mit dem Habitus verbunden,54 der eine Struktur für menschliche Motivation und Verhalten darstellt. Von Andreas Wimmers Konzept55 ausgehend wird angenommen, dass es sich beim Habitus um eine fluide Disposition handelt, die einer ständigen Veränderung unterliegt. Dieser Wandel ist graduell und der Habitus verfügt über eine große Trägheit. Wimmer betrachtet dies als ständigen Aushandlungsprozess zwischen Subjekten. Der Habitus ist vor allem geprägt durch vorangegangene Aushandlungsprozesse. Diese Prozesse haben die Disposition einer Person geprägt, welche die jeweiligen Präferenzen der Personen strukturiert.56 Jeder Schritt im sozialen Leben stellt einen neuen Aushandlungsprozess dar, der sowohl Kapital wie auch die Position in einem Machtnetzwerk verschiebt und durch diese Veränderung abermals auf den Habitus einwirkt. Doch egal wie stark die Verschiebungen von Kapital oder Netzwerken sind, die Disposition eines Menschen passt sich immer nur teilweise an.57

Gleichzeitig haben die Akteure nur unvollständige Informationen über ihr eigenes Kapital und ihre Position in den unterschiedlichen Netzwerken.58 Anhand seiner Wahrnehmung plant der einzelne Akteur sein Handeln und versucht, seine momentanen Präferenzen zu erfüllen. Andere Akteure planen auf die gleiche Weise. Aufgrund von Interessenkonflikten werden Ziele oft nicht erreicht. Dies bietet die Möglichkeit das in Quellen erwähnte menschliche Versagen theoretisch zu erfassen.59

Auf einer einzigen Ebene der Analyse ist keine Zeitkomponente enthalten. Diese lässt sich erst über mehrere Analyseschritte hinzufügen. Werden mehrere Handlungen beobachtet, so verändert sich sowohl der Habitus des einzelnen Akteurs, wie auch das Netzwerk selbst. Die graduelle Veränderung erlaubt zwar immer noch Vermutungen über das Begehren eines Akteurs, die jedoch mit jedem Schritt unschärfer wird. Die Beobachtung über Zeit eignet sich damit, das Zusammenspiel eines Netzwerkes, dessen Veränderung und die Einwirkung auf den Habitus einzelner Akteure durch das Netzwerk zu beobachten. Über jede dieser beiden Ebenen kann daher nur ein Teilaspekt des Gesamtbildes erschlossen werden und erst durch den stetigen Wechsel zwischen diesen Ebenen wird die Analyse vollständig. Daher wechseln sich in dieser Arbeit auch immer wieder Mikrobetrachtungen über einen kleinen Zeitraum mit der Beobachtung langer Zeitperioden ab. Ersteres soll anhand des Habitus der handelnden Personen ihre Aktionen und damit auch das Entstehen späterer Strukturen erklären. Letzteres soll den Wandel der Strukturen und des Habitus beschreiben, welche wiederum Vorbedingungen für spätere Aktionen darstellen. Erklärung und Beschreibung sollen in diesem Sinne verbunden werden, so dass am Schluss sowohl die Akteure wie auch zugrundeliegende Strukturen der verschiedenen Formen von Schutzherrschaft analysiert werden können.

Zusätzlich hilft die Netzwerktheorie ein Problem zu umgehen: die Übernahme fragwürdiger, oft politisch aufgeladener Konzepte aus unserer Alltagssprache, wie beispielsweise ‚Nation‘, ‚Ethnizität‘ oder ‚Gruppe‘60. Durch deren ständige Wahrnehmung sehen viele Rezipienten sie als festen Bestandteil der Welt oder folgern sogar wegen der normativen Kraft des Faktischen, dass die Welt nach diesen Entitäten strukturiert sein sollte.61 Das prominenteste Beispiel ist der Nationalstaat. Obwohl dessen Konstruiertheit wissenschaftlich schon lange ein Allgemeinplatz ist,62 sprechen viele WissenschaftlerInnen immer noch von ‚Deutschland‘ oder ‚England‘ und verwenden diese Begriffe in vieldeutiger Weise: Manchmal meinen sie damit allein den Staat, manchmal aber auch ein zusammengehöriges Staatsvolk oder eine vorgestellte Nation.63 Die Netzwerktheorie hilft, begrifflich zu präzisieren, von was gesprochen wird. Der handelnde Staat ist beispielsweise ein politisches Netzwerk, das Gefühl einer nationalen Zugehörigkeit jedoch ein kulturelles, welches sich nicht mit den politischen Staatsgrenzen decken muss.

Viele Konzepte mit einem zweifelhaften, metaphysischen Inhalt, wie ‚Nation‘ können damit in die Konkreta eines Netzwerkes oder zu einer Idee innerhalb des Netzwerkes übersetzt werden. Dieses Verständnis ist für eine neue Definition von Staat nötig, der in dieser Arbeit immer wieder im Zentrum steht. Fast immer wird der Begriff ‚Staat‘ als Verlegenheitsabstraktum verwendet, das die unzähligen staatlichen Funktionen auf einen Nenner bringen soll. Eine solche Verwendung des Wortes ‚Staat‘ hat meist den Preis, dass die Akteure, die staatliches Handeln konstituieren, verborgen bleiben. Diese Arbeit beschreibt daher staatliches Handeln soweit möglich durch einzelne Akteure und ihre Position im Machtnetzwerk. Der Staat wird durch eine solche Betrachtung nicht aufgelöst. Er existiert weiter in der Form von zwei konkreten und eng miteinander verbundenen Gegenständen: einerseits als die Idee eines konkreten Staates, wie Deutschland, auf den sich Akteure berufen, der damit zum immateriellen Gegenstand in einem Machtnetzwerk wurde. Andererseits ist der Staat zugleich ein Bündel aus Netzwerken, darunter auch viele Institutionen, über die politische Macht ausgeübt wird. Der zweite Aspekt ist für die Analyse der wichtigere, da dieses Ensemble aus verschiedenen Netzwerken Funktionen wahrnehmen kann, die ohne einen Zusammenschluss nicht möglich wären. Ohne die Klammer des Staates könnte man sich beispielsweise Territorialität nicht einmal vorstellen. Damit ist auch nicht das Abstraktum ‚Staat‘, sondern der konkrete Zusammenschluss einzelner Machtnetzwerke Halter von Souveränität. Zusammengebunden wird die Entität ‚Staat‘ nicht durch einen konkreten Vertrag, sondern durch die sich stets wiederholende Praxis der Machtausübung über besagte Netzwerke. In diesem Sinne können durch eine veränderte Praxis oder die Integration neuer Netzwerke kategoriale Änderungen in den Fähigkeiten eines Staates beschrieben werden, die wiederum Rückwirkungen auf die einzelnen Akteure in ihm haben.

Zur Analyse dieser Staatsfähigkeiten dient hier Souveränität als analytisches Konzept. Um diese Idee für die Erkenntnisgewinnung fruchtbar zu machen, sollte jedoch die Idee einer monolithischen, unteilbaren Souveränität aufgegeben werden und stattdessen dem Konzept von Stephen Krasner gefolgt werden.64 Dieser teilt Souveränität in unabhängige Teilbereiche auf, mit denen einzelne Staatsfähigkeiten bezeichnet werden, welche diese staatlichen Funktionen generieren. Diese Souveränitäten decken sich auch weitgehend mit den ausgeführten Machtnetzwerken:

Interdependence sovereignty bedeutet Krasner gemäß die Fähigkeit, Bewegungen und Migrationen über die staatlichen Grenzen hinweg zu kontrollieren. Im weiteren Buch wird für diese Souveränität der Begriff ‚Grenzsouveränität‘ verwendet werden.

Domestic sovereignty bezeichnet die Beherrschung interner autoritärer Strukturen und damit den Einfluss auf das Verhalten der Bürger oder Untertanen. Diese wird als ‚innere Souveränität‘ übersetzt.

Westphalian or Vattelian sovereignty trägt diesen Namen, da die Westfälische Souveränität meist geläufiger ist, Krasner diese Vorstellung von Souveränität jedoch mehr auf die Völkerrechtler Emer de Vattel (1714–1767) und Christian Wolff (1679–1754) statt auf den Westfälischen Frieden zurückführt. Diese Form der Souveränität bezeichnet das Vermögen, externe Quellen von Autorität de jure und de facto auszuschließen.

International legal sovereignty bedeutet die gegenseitige Anerkennung durch Staaten und damit die Vertragsfähigkeit des anerkannten Staates.

Diese Unterscheidung macht eine genauere Beschreibung der von Schutzverträgen betroffenen staatlichen Eigenschaften möglich, als es mit dem Konzept einer unteilbaren Souveränität operationalisierbar war. In dieser Studie wurden noch zwei weitere Aspekte von Souveränität beobachtet, die Krasners Instrumentarium nicht erfasst. Um diesen Aspekten ebenfalls Rechnung zu tragen, soll seine Typologie um diese beiden Formen erweitert werden:

Symbolische Souveränität als die Fähigkeit einer politischen Entität, sich durch eigene Symbole wie Flaggen, Mythen, Vertragstexte oder Repräsentationsinstitutionen als eigenständiges politisches Gemeinwesen auszuweisen.

Vertretende Souveränität als die Fähigkeit, eigene Staatsangehörige jenseits des eigenen Territoriums vertreten zu können. Diese Form der Souveränität muss unweigerlich die vatellianische Souveränität anderer Staaten verletzen.

Anhand dieser Kategorien soll im Folgenden untersucht werden, welche Aspekte von Souveränität die europäische Schutzherrschaft konkret beeinflusst hat. Somit sollen die oft ins Normative tendierenden Urteile über verletzte Souveränität vermieden werden. Stattdessen soll gezeigt werden, über welche Souveränitätsformen Protektorate und ähnliche Formen der Herrschaft wirklich verfügten.


h)Quellengrundlage

Um dem Thema ‚Protektion‘ in der angestrebten methodischen und geographischen Breite gerecht zu werden, greift die Arbeit auf verschiedene Quellentypen zurück. Als Quellenbasis dient die offizielle politische Korrespondenz von diplomatischen Eliten wie Verträge, Parlamentsreden, Kongress- und Konferenzprotokolle, ebenso wie private Briefe, Tagebücher und Memoiren. Diese für eine diplomatiegeschichtliche Arbeit klassischen Quellen wurden ergänzt durch Presseartikel, an die Regierung gerichtete Petitionen und zeitgenössische Publikationen. Veröffentlichungen von Juristen, Publizisten und Politikern65 ermöglichen einen ersten Zugang zur öffentlichen und juristischen Rezeption der Protektion.

Für die Untersuchung des offiziellen diplomatischen Schriftwechsels waren die einschlägigen Quelleneditionen in englischer und deutscher Sprache zentral. Besonders die Auswertung von Kongress- und Konferenzprotokollen stellt einen wichtigen Baustein für die Arbeit dar, ebenso wie die sogenannten Life and Letters-Biographien. Das Problem an diesen Publikationen ist, dass sie fast ausschließlich bekannte Ereignisse oder populäre Personen in den Fokus rücken. In anderen Worten: Sie treffen eine Vorauswahl der Quellen, die die Untersuchung in die Bahnen einer Geschichte der großen Männer drängt. Dieser Gefahr wurde durch eine multi-archivische Suche entgegengesteuert. Hierzu wurden die umfangreichen Bestände der National Archives in London, die Manuskripte in der British Library und weitere in Großbritannien verstreute Nachlässe wie die Tagebücher und Korrespondenz von Königin Victoria eingesehen. Eng mit diesen Beständen verknüpft sind die State Archives der Republik Zypern. Nicht nur beantworten diese Bestände Fragen über die lokale Verwaltung Zyperns sowie die Reaktion auf die britische Okkupation vor Ort, sondern sie füllen zugleich Lücken, die sich in den Aktenbeständen der National Archives für den Fall Zypern auftaten. Diese Archive allein hätten allerdings nur eine Arbeit über die britische Schutzherrschaft ermöglicht. Um die Wechselwirkungen zwischen den beiden relevanten Imperien zu rekonstruieren, wurden zusätzlich diplomatische Aktenbestände der österreichischen Staatsarchive in Wien herangezogen. Auf diese Weise konnten ähnliche Problemkomplexe in verschiedenen Weltregionen und Imperien lokalisiert und verglichen werden. Dieser Vergleich ermöglichte auch, den Transfer von Ideen zwischen dem Britischen Empire und Österreich-Ungarn aufzuzeigen. Die Rekonstruktion der österreichischen Perspektive wurde darüber hinaus durch Akten aus den Archiven von Sarajevo ergänzt. Da jedoch das Nationalarchiv durch einen Brand stark beschädigt worden war und viele der dort lagernden Quellen für immer verloren sind, konnten lediglich Materialen zur lokalen Verwaltung der Stadt Sarajevo gesichtet werden, die im Archiv Grada Sarajeva lagern.

Die Vielzahl an besuchten Archiven ermöglichte nicht nur die bereits ausgeführten Querverbindungen zu ziehen. Zudem können die weniger prominenten Akteure, die an der Entstehung von Schutzherrschaft beteiligt waren, ausfindig gemacht und mit ihren umfangreichen Briefwechseln und anderen Akten berücksichtigt werden. So ist es möglich, die Wirkmacht von diplomatischem Personal aus der zweiten oder dritten Reihe zu belegen. Die politischen Entscheidungen fielen nicht allein in den europäischen Hauptstädten, sondern auch an wichtigen Knotenpunkten wie Konstantinopel oder Nikosia.




2Die Entwicklung völkerrechtlicher Figuren

Das Phänomen Schutzherrschaft steht in einer Tradition, die von antiken Bundesgenossen über Klientelkönigreiche, Lehensverhältnisse, religiöse Schutzrechte und Schutzversprechen gegenüber mittelalterlichen Stadtstaaten bis hin zu den unterschiedlichen Abhängigkeitsverhältnissen zwischen Monarchen und Handelskompanien reicht.66 Viele dieser Phänomene dienten der imperialen Schutzherrschaft im 19. Jahrhundert als Fundament oder Bezugspunkt.

Dieser Teil stellt die verschiedenen Ursprünge der Schutzbeziehungen im 19. Jahrhundert dar. Er erörtert dabei die Frage, wie völkerrechtliche Protektionsfiguren entstanden sind. Entgegen der gängigen Narrative nahm die Weiterentwicklung von Protektion im 19. Jahrhundert weder während der britischen Schutzherrschaft über die Ionischen Inseln noch auf der Berliner Westafrika-Konferenz ihren Anfang. Andere wenig prominente oder abstrakte Phänomene waren für diese Entwicklung prägend. Die Entstehung des Protektoratswesens des späten 19. Jahrhunderts ist viel früher zu suchen, und verschiedene autonome Prozesse lieferten schlussendlich die Grundlage für die Entwicklung späterer völkerrechtlicher Figuren. Diese wurden durch das Zusammenwirken verschiedener Ideen und imperialer Praxis gebildet.

Das erste Kapitel untersucht daher, in welchem Maße der Souveränitätsgedanke mit Protektion kollidierte und wie dieser Widerspruch in sogenannten Interventionen überbrückt wurde. Im zweiten Kapitel werden die Praktiken des extraterritorialen Zugriffs im Osmanischen Reich analysiert und die Frage gestellt, inwieweit diese Vorgehensweisen in andere Weltregionen übertragen wurden. Dadurch wird deutlich, warum der Schutz von Personen und Gruppen parallel zur territorialen Schutzpraxis weiterbestand. Im dritten Kapitel wird der als erstes ‚Protektorat‘ bezeichnete Schutzvertrag über die Ionischen Inseln untersucht, unter der Fragestellung, warum trotz ‚Vorzeigeprotektorat‘ erneute Protektoratsgründungen erst im späten 19. Jahrhundert begannen.

Aufgrund der verschiedenen Fragestellungen sind die Inhalte der Kapitel weitgehend unverbunden. Gemeinsam bilden sie jedoch den Entstehungskontext und die ideengeschichtlichen Bezugspunkte der Protektion im 19. Jahrhundert ab. Die folgenden Kapitel bieten damit das nötige Rüstzeug für das weitere Verständnis sowohl von der Genese als auch der völkerrechtlichen Bedeutung von Protektion und ihrem Verhältnis zum Konzept der Souveränität.

2.1Unvereinbar und doch unteilbar? Souveränität und Protektion

Organized hypocrisy is the normal state of affairs.67

Protektion ist – auf den ersten Blick – ein Gegenprinzip zur Souveränität: indem ein Protektor von außen in die „westfälischen“ Herrschaftsbefugnisse eines Souveräns eingreift. Doch was wie ein Widerspruch zwischen fundamentalen Prinzipien wirkt, hatte in den Debatten des 19. Jahrhundert nur selten Kontroversen generiert. Vielmehr sah sich die europäische Hochkultur selbst als den höchsten je erreichten Zustand der Zivilisation an und Souveränität war ein Kernelement dieses Zustandes.68 Andere Weltregionen hatten aus europäischer Sicht diesen Zustand noch nicht erreicht und mussten womöglich vor ihrer eigenen ‚Barbarei‘ geschützt werden. Daraus leiteten viele westliche Denker eine Pflicht ab, die Welt so weit wie möglich im Niveau zu heben. Dieses Konzepte der Zivilisierungsmission69 wurde sowohl mit der Souveränitäts- als auch Schutzdoktrin verbunden und ergaben zusammen ein imperiales Weltdeutungsmodell, das die Überlegenheitsgedanken Europas bestärkte. Während der Schutzgedanke Interventionen zugleich motivierte und legitimierte, erlaubte fehlende Souveränität jede beliebige Einflussnahme. Zivilisierung bedeutete in Gebieten ohne Souverän vor allem, die Bewohner vor der ihnen unterstellten Anarchie und Barbarei zu schützen.

Ziel dieses Kapitels ist es vorrangig, einen Überblick über die parallele Entwicklung des Konzeptes von ‚Souveränität‘ und ‚Protektion‘ zu geben. In diesem Zuge wird auch deren Verhältnis zum sich wandelnden Völkerrecht des 19. Jahrhunderts erörtert. Dabei werden auch die inhärenten Widersprüche der Konzepte und Systeme aufgezeigt. Diese stehen im Kontrast zum pragmatischen Umgang der zeitgenössischen Akteure mit den enthaltenen Unvereinbarkeiten. Theoretische Schwierigkeiten hielten Praktiker selten davon ab, konträre Lehren zusammenzudenken oder sie gar in der Praxis anzuwenden. Ungeachtet dessen lieferten diese Brüche jedoch den Stoff für Argumente in den Debatten von Politikern, Beamten und Juristen. Inwieweit diese Debatten auch zu einer theoretischen Revision führten, wird in den späteren Kapiteln näher thematisiert.

a)Die europäische Souveränitätslehre und das Völkerrecht

In dem Verständnis der meisten Menschen lebt ihre Spezies immer in Gemeinschaften, die sich in ihrer Größe stark unterscheiden können, von Familienverbünden bis hin zu ganzen Reichen. Dieses intuitive Empfinden über die menschliche Natur haben vor allem antike Philosophen intensiv diskutiert und mit normativer Emphase vertreten.70 Souveränität spielte in diesen Debatten noch keine Rolle, während der Begriff im Mittelalter bereits auftaucht. Der Ausdruck bezeichnete in diesem Kontext jedoch konkrete Herrschafts- und Amtsbefugnisse und ließ eine Vielheit von Souveränen auf einem Gebiet zu.71 Die europäische Souveränitätslehre mit dem Fokus auf eine Rechtsperson mit einem Monopolanspruch auf Herrschaft entwickelte sich erst im 16. und 17. Jahrhundert.72 Die ideengeschichtliche Entwicklung dieses folgenschweren Konzepts wird meist allein auf große Denker reduziert. Wichtiger als die Theoretiker ist jedoch, dass ihre Schriften zu Klassikern der Staatsphilosophie wurden, durch die sich die Lehre von der staatlichen Souveränität als ein dominantes völkerrechtliches Konzept im 19. Jahrhundert vollständig durchsetzte.

Dieses Ergebnis kann nicht allein auf die philosophischen Debatten zurückgeführt werden, sondern war vor allem das Ergebnis krisenbehafteter Staatsbildungsprozesse.73 Politische Großereignisse und Kriege hatten in Europa das politische System des Staates zum Regelfall gemacht. Mit einem Staat wurde nun auch unweigerlich Souveränität verbunden.74 Politische Gebilde, die nicht alle Eigenschaften eines Staates erfüllten, verfügten nicht über vollständige Souveränität und waren somit in der Gedankenwelt westlicher Denker des 19. Jahrhunderts defizitäre Überbleibsel aus einer vergangenen Epoche. Souveränität wurde damit zum notwendigen Schritt zivilisatorischer Entwicklung erhoben.

Was aber wurde staatstheoretisch unter ‚Souveränität‘ verstanden? Sie war die höchste Macht innerhalb eines Staates und zudem durch die Arbeiten von Thomas Hobbes (1588–1679) zum Zeichen des sterblichen Gottes Staat geworden.75 Auf ihr ruhte die abstrakte Herrschaft eines festgelegten Regelsystems, das die Grundlage des modernen Staates sein sollte.76 In der Vorstellung herrschte ein Souverän über ein einheitliches Staatsgebiet sowie ein darin lebendes sesshaftes Staatsvolk und gebot über die gesamte Staatsgewalt nach innen wie nach außen.77 In der Praxis wurde innerhalb von Imperien zwischen verschiedenen Völkern unterschieden, die entweder zusammen das Staatsvolk bildeten, wie in Österreich,78 oder nur eine Bevölkerungsgruppe im Zentrum galt als Staatsvolk, beispielsweise in Großbritannien79. Träger der Souveränität war eine Rechtsperson, daher konnte auch das Abstraktum ‚Staat‘ Souverän sein,80 ebenso wie leibhaftige Monarchen.81 Der Wiener Kongress 1815 hatte durch seine Beschlüsse Monarchen zu den alleinigen Trägern der Souveränität ernannt.82 Für Staaten mit einer Verfassung wie Großbritannien oder mit föderativen Strukturen erwies sich diese Doktrin als schwierig anwendbar. Je nach Theorie wurde für die Rechtfertigung dieser politischen Gebilde die Souveränität immer weiter abstrahiert. Beispielsweise hatte sich in Großbritannien die Auffassung vom King in Parliament durchgesetzt, die das Zusammenspiel von Monarch, House of Lords und House of Commons als Souverän begriff.83 Aber auch Statusgruppen wie der Adel oder – seit der Französischen Revolution – das Volk84 kamen als Quelle der Souveränität in Frage. Die von Thomas Hobbes übernommene Idee der Rechtsübertragung durch einen Vertrag ermöglichte es, dass die Souveränitätsquelle ihre Rechte auf eine andere Person oder auf ganze Kollektive übertrug. Folglich musste der Herrschende nicht Souverän sein.

Das Grundkonzept einer solchen Übertragung funktionierte folgendermaßen: Der Monarch schützt sein Staatsvolk vor dem untragbaren Naturzustand und das Staatsvolk möchte sich durch die Rechtsübertragung vor den Gefahren der Anarchie schützen. Nur unter der Herrschaft eines wohlwollenden Souveräns seien Fortschritt, Handel und Entwicklung möglich.85 In vielen Theorien kamen deswegen Verträge ins Spiel, die ebenfalls zur Legitimierung des Gebildes ‚Staat‘ dienten. Der Vertrag konstituierte das politische Gebilde und gab einem Souverän die Herrschaft über ein Territorium. Herrschaftsbefugnisse konnten über Verträge an andere Monarchen weiterdelegiert werden. Kolonialmächte dehnten ihre Souveränität oft mittels solcher Rechtsübertragungen auf vormals eigenständiges Territorium aus. In Afrika verleibten sie sich auf diese Weise viele ‚Stammesterritorien‘ ein, etwa das Sultanat Witu.86

Was bedeutete dies für den übertragenden Souverän? In der Vorstellung vieler Realpolitiker, die sich oft auf Hobbes beriefen, blieb der Souverän nur solange Souverän, wie er seine Souveränitätsrechte über ein Territorium bewahrte. Büßte er letztere ein, verlor er auch seinen Status als Souverän. Demgegenüber gingen liberale oder republikanische Ideen mehrheitlich vom Volk als Souverän aus, das seine Souveränität nie verlieren, sondern nur übertragen konnte.87 Naturrechtliche Theorien betonten hierbei die Rechte des Volkes und die Option auf Widerstand bei der Nichteinhaltung des Vertrages.88 In folgenden Punkten waren sich sämtliche Traditionen einig: Der Souverän oder der durch die Rechtsübertragung Begünstigte war Träger eines Gewaltmonopols, der Legislative, einsetzende Instanz für alle staatlichen Ämter, konnte über Krieg und Frieden entscheiden und war als Einziger zur Unterzeichnung internationaler Verträge befugt. Die europäischen Staaten erkannten nur denjenigen Souverän an, der all diese Rechte ausüben konnte.89

Träger und Ausübende gleicher Privilegien, deren Rechte von der personellen Beziehung zu einem Souverän abhingen, befanden sich in einem Suzeränitätsverhältnis. Die Idee dieser unvollständigen Souveränität wurde in Anlehnung an das mittelalterliche Lehensverhältnis entwickelt, war selbst jedoch ein Produkt der Frühen Neuzeit.90 In den betrachteten Fällen waren beispielsweise die Balkanfürstentümer, der ägyptische Khedive und der Bey von Tunis im Suzeränitätsverhältnis unter dem osmanischen Sultan. Außenpolitisch wurden solche Gebiete nicht als eigenständige Staaten, sondern als Teil eines größeren Imperiums aufgefasst. In den internationalen Beziehungen galten nur Souveräne als handlungsbefugt.91

Das internationale System wurde als anarchisches System begriffen, in dem alle Souveräne formal als gleich galten.92 Jeder Staatsmann war sich ohne Zweifel der realen Machtdifferenzen bewusst, weswegen die fünf bis sieben mächtigsten Imperien eine herausragende Sonderstellung im internationalen System einnahmen. Sie wurden als ‚Großmächte‘ und ihr Zusammenspiel als ‚Europäisches Konzert‘ bezeichnet.93 In der Theorie wurde die Anarchie der internationalen Beziehungen durch das Völkerrecht eingeschränkt.94 In den 1760er Jahren äußerten Völkerrechtler wie Emer de Vattel und Christian Wolff speziell in Bezug auf die südamerikanische Expansion starke Kritik an der Missachtung der Souveränität der dortigen Staaten.95 Doch auch wenn ihre Auslegung die Völkerrechtsentwicklung nachhaltig beeinflusste, vertraten sie vorerst eine Minderheitenmeinung und ihre Auslegung des Völkerrechts hatte im 19. Jahrhundert nur wenig Wirkungsmacht.

Anfang des 19. Jahrhunderts wurde das Völkerrecht vor allem als ein christliches Rechtssystem begriffen, das nur zwischen christlichen Staaten bestehen konnte und damit auf den Westen beschränkt war.96 Manche Theoretiker gingen sogar so weit, ein eigenes „[b]arbarisches Völkerrecht“97 zu postulieren. Nicht-westliche Souveräne waren damit vorerst ausgeschlossen, was europäische Staaten nicht daran hinderte, mit ihnen dennoch Verträge zu schließen. Im Laufe des Jahrhunderts dehnte sich die Domäne des internationalen Rechtes weiter aus. Beispielsweise wurde das Osmanische Reich 1856 durch den Pariser Vertrag formal in den Kreis des Europäischen Konzertes aufgenommen.98 Zeitgleich mit dieser Ausbreitung des internationalen Rechts wurde auch das europäische Staatsmodell exportiert. Außereuropäischen Staaten, die nicht die westlichen Staatsdefinitionen erfüllten, wurde nicht nur ihre Souveränität abgesprochen, auch alte Verträge wurden als ungültig erklärt.99 Konkret bedeutete dies, dass die Anerkennung von Souveränität von den individuellen Einschätzungen einzelner Bürokraten in den Außenministerien abhängig war. In den 1880er Jahren vertraten diese beispielsweise folgende Ansicht über souveräne Staaten in Afrika: „Politically, on […] the West [African] Coast there is no central Power holding the coast, but a number of petty Chiefs […]. On the East-Coast there are two well-established Powers holding the coast, and exercising with more or less success, sovereign rights.“100 Doch selbst den zwei erwähnten Mächten, den Sultanen von Muscat und Sansibar, wurde eine konsequente Ausübung von Souveränitätsrechten abgesprochen. Sie erfüllten die Ansprüche der europäischen Beamten an souveräne Staaten demnach nur teilweise.

Die wenigen außereuropäischen Staaten, die der westlichen Staatsdefinition wirklich entsprachen, beispielsweise Japan oder größtenteils das Osmanische Reich und China, fielen somit unter dieses diffuse, von Europa diktierte Normensystem und konnten sich in politischen Verhandlungen auch auf dieses Recht berufen. Tatsächlich verloren sie, mit Ausnahme Japans, ebenso wie kleinere europäische Staaten an Handlungsmacht.101 Souveränität war somit ein brüchiger Schild.102 Wer sich darauf berufen konnte, ein Souverän zu sein, war formal vor Interventionen anderer Staaten in innere Angelegenheiten geschützt. Wie weit dieser Schutz reichte, war jedoch stark umstritten.103

Souveränität war damit eine Eigenschaft, die nur vorlag, wenn europäische Staatsstrukturen104 bestanden und der jeweilige Monarch die Europäer davon auch überzeugen konnte. Vor einer Intervention schützte dies jedoch nur bedingt, vor allem deshalb, weil Krieg weiterhin als legitimes Mittel des zwischenstaatlichen Verkehrs galt und nicht als Einmischung in die inneren Angelegenheiten verstanden wurde. Carl Schmitt (1888–1985) sah in einer späteren Betrachtung Souveränität als Ausdruck politischer Einheit, die den Staat zum Krieg befähige.105 Umgekehrt galt für ihn auch, dass eine kriegsführende Gruppe einen Staat bildete. Auch wenn ähnliche Bewertungen des ius ad bellum im 19. Jahrhundert106 vertreten wurden, galt das Recht zum Krieg nicht für alle. Europäer deklarierten Kombattanten, die nicht als Repräsentanten eines souveränen Staates erachtet wurden, als Rebellen. Meist wurden solche Konflikte als ‚kleiner Krieg‘ bezeichnet, der außerhalb des Kriegsvölkerrechts stand.107 Im positiven Recht des 19. Jahrhunderts hatten politische Einheiten, deren Souveränität nicht anerkannt wurde, keinen Anspruch auf fundamentale Schutzrechte des europäischen Völkerrechts, die ihnen nach dessen naturrechtlichen Auslegungen noch ein Jahrhundert zuvor zugebilligt worden waren.108


b)Protektion: Schutz der Zivilisation vor Barbarei?

Das Völkerrecht regelte nur Schutzverhältnisse zwischen souveränen Staaten, während für Menschen außerhalb dieser andere normative Standards galten. In der in Europa gängigen Weltdeutung gab es drei zentrale Entwicklungsniveaus von Menschen: Die ‚Barbarei‘, in der Personen ohne Staatswesen oder Ordnung quasi im Naturzustand lebten, und die ‚Semi-Barbarei‘, in der bereits ein gewisser Weg hin zur Zivilisation zurückgelegt worden war. An der Spitze der Entwicklung befand sich schließlich der Zustand der ‚Zivilisation‘. Diese Zivilisationszustände wiederum waren aus der Sicht einzelner Vertreter des Völkerrechts noch graduell beliebig weiter unterteilbar.109 In dieser Entwicklungsvorstellung mussten auch die Menschen gemäß dieser verschiedenen Niveaus unterschiedlich behandelt werden. Hierfür wurden oft Metaphern aus dem Bildungswesen verwendet, die ‚Barbaren‘ mit zu erziehenden Kindern verglichen.110

Ältere Konzepte wie das des ‚edlen Wilden‘ gab man im 19. Jahrhundert weitgehend auf und entwickelte stattdessen ausgehend von der europäischen Zivilisation und dem Christentum einen Sendungsgedanken. Während die ‚semibarbarischen‘ Völker durch Verträge und Hilfe auf ein höheres Zivilisationsniveau gehoben werden konnten, war dies bei ‚Barbaren‘ nur durch eine imperiale Herrschaft möglich.111 Oft war die Einordnung auf dieser Skala von der angenommenen Staatlichkeit der entsprechenden Region abhängig.112 In diesem Sinne wurde ‚Zivilisation‘ auch an politische Systeme und damit unweigerlich an Souveränität gekoppelt. ‚Völker‘, die ihre Souveränität zum Ausdruck brachten, waren daher mindestens im Zustand einer ‚Semi-Barbarei‘ angekommen. Dieses Verständnis hatte auch zur Folge, dass die ‚Zivilisiertheit‘ nicht mehr allein als Eigenschaft von Personen, sondern von ‚Völkern‘ angesehen und damit kollektiviert wurde.113

Der Zustand der Zivilisation wurde zugleich als Verpflichtung angesehen, die gesamte Menschheit auf das höchste Maß der möglichen Zivilisation zu heben. Um dieser Verpflichtung nachkommen zu können, mussten aus europäischer Sicht jedoch ‚rückständige Völker‘ vor sich selbst geschützt werden. Beispielsweise sahen Europäer die zentralen Probleme des Orients in der Anarchie und Dekadenz der zu zivilisierenden ‚Völker‘.114 Als weitere Entwicklungsprobleme wurden despotische Herrscher,115 unkontrollierter Umgang mit Emotionalität,116 Sklaverei,117 fehlende Bildung und nomadische Lebensweisen118 angesehen. Die Furcht vor dem Widerstand despotischer Herrscher ließ so politische oder militärische Intervention notwendig erscheinen, denn nur wenn die Hürden für den ‚Zivilisierungsprozess‘ aktiv abgebaut würden, wäre es außereuropäischen ‚Völkern‘ möglich, den Abstand zu Europa zu verringern und damit auch die ‚westliche Zivilisation‘ langfristig vor der barbarischen Bedrohung zu schützen.119 In Verbindung mit rassistischen Gedanken wurde daraus ein Herrschaftsanspruch über den angeblich ‚Unzivilisierten‘ begründet120 und eine ungleiche Gesetzgebung abgesichert.121

Alle Völker sollten in einer unbestimmt fernen Zukunft in souveränen Staaten leben und zivilisiert sein. Solange dies nicht der Fall war, mussten die Zivilisierenden als Erzieher und damit womöglich auch als Herrscher und damit Protektoren auftreten. Die Unvereinbarkeit der Idee einer unteilbaren Souveränität mit dem Schutzgedanken wurde erst bei jenen Staaten deutlich, die als ‚halbzivilisiert‘ galten. Da solche Länder vor den Europäern den Anspruch auf die eigene Souveränität glaubhaft dargestellt hatten, galt eigentlich das Interventionsverbot in die inneren Angelegenheiten dieser Staaten.

Gleichzeitig gebot jedoch die Norm der Zivilisation, auch diese Territorien vollständig in den Kreis der Zivilisation aufzunehmen. Daraus folgte wiederum das Gebot, auch im Inneren der entsprechenden Territorien zivilisationsfördernd zu wirken. Solche Handlungen standen jedoch im direkten Widerspruch zum Interventionsverbot, das aus der Souveränität abgeleitet wurde. Als besonders schwerwiegend erwies sich dieses Problem in nicht-europäischen Imperien, in denen aus europäischer Perspektive Völker in unterschiedlichen Zivilisationsniveaus zusammenlebten und sich auch Europäer langfristig aufhielten. Vermengt mit utilitaristischen122 Erwägungen musste abgewogen werden, wie der bestmögliche Zustand für die gesamte Menschheit zu erreichen sei.123

Dabei kam jedoch der Schutz ‚zivilisierter Völker‘ vor den Zivilisierungsbemühungen gegenüber ‚Barbaren‘.124 Daher mussten europäische Zivilisatoren in diesen Gebieten besonders unterstützt werden, damit diese ihrer Arbeit zur geplanten Verbesserung der Menschheit nachgehen konnten, ohne durch Gesetze gefährdet zu werden, die für ‚weniger zivilisierte Bewohner‘ solcher Länder geschaffen worden waren.125 Zugleich forderte jeder Eingriff zum Schutz von Bewohnern in fremden Staaten, etwa dem Osmanischen Reich, das Interventionsverbot heraus und stellte unweigerlich deren äußere Souveränität in Frage. Der Schutz von Europäern und ethnisch oder religiös definierten Gruppen war somit diametral gegen die Souveränitätsdoktrin gerichtet.

Diese Unvereinbarkeit der beiden Denkmodelle ‚Souveränität‘ und ‚Protektion‘ thematisierten die Zeitgenossen nicht. ‚Souveränität‘ wurde entweder in Fragen des Völkerrechts oder in philosophischen Abhandlungen debattiert. Während sich letztere vor allem normativ und/oder kontrafaktisch über Souveränität theoretisierten,126 waren die Juristen in Fragen des Völkerrechts meist pragmatisch. Sie fragten lediglich: Liegt Souveränität vor, und wenn ja, was folgt im Sinne des Völkerrechts daraus? Doch selbst wenn Souveränität attestiert wurde, bedeutete dies nicht, dass keine Einmischung in diese Territorien erfolgen durfte. Ein Souverän konnte vertraglich gewisse Rechte aufgeben oder übertragen.127 Wenn also ein fremder Souverän vertraglich einen Sonderstatus für gewisse Personengruppen zusicherte, dann war dieser Vertrag aus völkerrechtlicher Sicht sogar ein Ausdruck seiner Souveränität.128 In diesem Sinne wurde beispielsweise das Osmanische Reich zu zahlreichen Verträgen129 gezwungen, die osmanische Untertanen unter eine extraterritoriale Rechtsprechung stellten und religiösen Gruppen spezielle Rechte zusicherten.130

Der Geltungsbereich europäischer Gesetze wurde somit durch Kapitulationen ins Ausland verlagert. Konsulargerichte urteilten dort entweder nach den Gesetzen des Mutterlandes oder nach einem eigenen konsularischen Recht.131 Auf diese Weise büßte das Osmanische Reich zahlreiche seiner inneren Souveränitätsrechte ein. Die europäischen Staatsmänner rechtfertigten diesen Eingriff als Schutz der ‚Zivilisation‘. Die Souveränität des Sultans war damit nicht verletzt, da dieser den Verträgen zugestimmt hatte und ihm die Wahl eines Krieges zur Revision der Kapitulationen jederzeit offenstand. Denn im internationalen System des 19. Jahrhundert indzierte die militärische Stärke eines Staates auch seine Souveränität.132 Dieses Gedankenmodell vom ‚starken Staat‘ hat bei der Rechtfertigung von Protektoraten noch an Bedeutung gewonnen.


c)Post-souveräne Ära?

Dieses Buch konzentriert sich allein auf jene als halbzivilisiert geltenden Territorien im 19. Jahrhundert, die ihre Souveränität zumindest formal wahren konnten und somit zu Orten der ausgeübten Protektion wurden. Durch die Rechtsfigur einer Rechtsübertragung war es möglich, Teile der mit Souveränität verbundenen Rechte an äußere Staaten abzutreten. Erzwungene Verträge schränkten in vielen Territorien die tatsächlichen Souveränitätsrechte weitgehend ein, rein formal wurden diese Länder aber weiter als eigenständiges Völkerrechtssubjekt begriffen.

Häufig wird heute davon gesprochen, dass wir uns heute in einer post-souveränen Ära befinden,133 da viele Staaten ihre Souveränitätsrechte an supranationale Institutionen wie die EU abgetreten haben134 oder Staaten insbesondere über Handelsabkommen135 dem Eingriff in ihre innere Souveränität willig zustimmen. Diese Debatte sitzt jedoch einer gewissen Täuschung auf. Der Idealzustand von Staaten, die vollständig souverän sind und in deren innere Angelegenheiten nicht eingegriffen wird, ist in der Geschichte nie realisiert worden. Die vertragliche Abtretung einzelner Souveränitätsrechte oder Interventionen zum Schutz fremder Untertanen waren seit der Erfindung der Souveränität der Regelfall. Die Doktrin vom gerechten Krieg – die Eingriffe zum Schutz der Rechte fremder Untertanen erlaubte – war in der Frühen Neuzeit weit bedeutender als das Konzept der Souveränität.136 Selbst im 19. Jahrhundert passten die Einschränkungen durch den Vertrag sowie die autonom arbeitenden Handelskompanien137 nicht ins klassische Bild der Souveränität. Eingriffe in das Innere eines Staates waren somit nichts Außergewöhnliches.138 Allein die geostrategischen Hegemonen, beispielsweise die Großmächte des 19. Jahrhunderts oder USA und UdSSR im 20. Jahrhundert, konnten sich solchen Eingriffen entziehen. Dies ließ sich nicht auf ihre Souveränität, sondern letztlich primär auf ihre Macht zurückführen. Doch selbst wenn sie ihr politisches Netzwerk vor äußeren Einflüssen schützen konnten, wurden sie von anderen wirtschaftlichen oder kulturellen Netzwerken beeinflusst. In diesem Sinne sollte man sich von der Idee einer postsouveränen Ära verabschieden, da diese impliziert, dass zu irgendeiner Zeit das Ideal vollständig souveräner Staaten verwirklicht gewesen sei.



2.2Geschützte Personen, Religion und Völker. Schutzversprechen auf fremden Territorien

Der Schutz von Untertanen fremder Herrscher gehörte nie zur zentralen Aufgabe eines Staates. Doch der Zivilisierungsmissionsgedanke erforderte staatliche Aktionen jenseits des eigenen Territoriums. Dabei wäre falsch, den Schutz fremder Untertanen allein auf die Norm der Zivilisation zurückführen. Neben diesem ideologischen Rahmen gab es noch eine Vielzahl weiterer Gründe für den Schutz von Fremden. In vielen Fällen spielte religiöse oder anderweitige Solidarität eine entscheidende Rolle.

Jenseits dieser normativen Gründe war häufig Machtpolitik mit der Schutzsemantik verbunden. Einerseits konnte durch den Schutz fremder Untertanen die Stärke des eigenen Staates demonstriert werden, wodurch dieser an Prestige gewann. Andererseits konnten für den erbrachten Schutz Gegenleistungen verschiedener Art erwartet werden. Als solche Gegenleistung galt auch die Übergabe gewisser staatlicher Funktionen und damit die Ausweitung der direkten Herrschaftszone des schützenden Staates. Es ist nahezu unmöglich zu trennen, an welchem Punkt sich Machtpolitik mit normativen Gründen tarnte und in welchen Fällen die Übernahme eigener Herrschaftsbefugnisse als zwingend notwendig für das Erreichen humanitärer139 Ziele angesehen wurde. Das Erklärungsmodell, das jedwede imperiale Einflussnahme als kalt berechnete Machtpolitik darstellt, scheint ebenso abwegig wie die Annahme, dass jede Schutzpolitik allein aus humanitären Gründen erfolgte. Sozialpolitische Entwicklungen sind selten monokausal. Beispielsweise spielt die Mentalität der einzelnen Handelnden, die durch kollektive Ordnungsvorstellungen geprägt und damit stark habitualisiert ist, eine entscheidende Rolle.140

Die Nichtberücksichtigung dieses Faktors zeigt sich in juristischen Darstellungen über die Geschichte des Schutzes von Individuen. Die Rechtsschriften gehen vor allem von Vertragstexten aus und kommen so zu dem einseitigen Ergebnis, Einzelpersonen würden erst seit Ende des 19. Jahrhundert völkerrechtlich geschützt.141 Die Praxis europäischer Schutzleistungen, im Speziellen im Osmanischen Reich, ist jedoch viel älter und stand in einer direkten Auseinandersetzung mit dem islamischen Völkerrecht (siyar).142

Erstes Ziel dieses Kapitels ist, darzustellen, aus welchen historischen Entwicklungen sich die Vorstellungen vom Schutz fremder Untertanen speisten und wie die Rezeption dieser Ereignisse wiederum das imperiale Handeln im 19. Jahrhundert prägte. Viele der Praktiken zum Schutz von Protegés, beispielsweise die Konsulargerichtsbarkeit, hatten im außereuropäischen Raum eine jahrhundertelange Tradition. Doch jenseits einer europäischen Dominanz waren diese Praktiken vor dem 19. Jahrhundert mehr auf Kooperation ausgelegt als die späteren territorialen Herrschaftsformen. In diesem Kapitel werden daher allein die personen- und gruppenbezogenen Schutzarten näher betrachtet, die bis spät ins 19. Jahrhundert die übliche Form der politischen Einflussnahme darstellten. Etappenhaft werden die einzelnen Entwicklungen zum Protegéwesen des 19. Jahrhunderts nachgezeichnet, um den Kontext für die europäischen Vorstellungen vom Schutz fremder Untertanen darzustellen.

a)Die langen Traditionen vom Schutz fremder (christlicher) Untertanen

Die Figur des Schutzes des Anderen ist so alt wie menschliche Gesellschaften. Der Schutz der eigenen Religionszugehörigkeit wurde in diesem Kontext oft als Auslöser für den Dreißigjährigen Krieg betrachtet. Aus diesem Grund wurde die Souveränitätsdoktrin nach dem Westfälischen Frieden so hoch gehalten und Eingriffe in fremdes Territorium wurden tabuisiert – zumindest gemäß den Vorstellungen um jenen Friedenschluss.143 Tatsächlich kam es in den Folgejahren zu wenigen zwischenstaatlichen Kriegen, die mit dem Patronat fremder Untertanen begründet wurden. Greift man jedoch einige prominente Beispiele heraus, so zeigt sich, dass die Intervention zum Erhalt der Rechte fremder Untertanen auch nach dem Westfälischen Frieden noch immer einen Grund für die Intervention gegen einen anderen Souverän darstellen konnte. Beispielsweise rechtfertigte Wilhelm III. von Oranien die Glorious Revolution mit dem Schutz der Rechte der Untertanen der Stuarts.144 Auch im 19. Jahrhundert überdauerten solche Vorstellungen. So sahen sich beispielsweise die französischen Revolutionäre als Heilsbringer und damit Schirmherren aller unterdrückten Stände Europas.145 Interventionen zugunsten nationaler Aufstände, beispielsweise dem Griechischen Unabhängigkeitskrieg, zählen hierzu. Letzterer Fall stellt vor allem ein Beispiel für individuelles Eingreifen zum Schutz fremder Untertanen dar, da die Zerstörung der osmanisch-ägyptischen Flotte eine Entscheidung der Admiräle in Navarino war und von den Regierungen Frankreichs und Englands als unglücklich eingestuft wurde.146

Wie die meisten Interventionen wurde diese Seeschlacht zugunsten von Christen geführt. Christen waren meist Nutznießer des Schutzes fremder Staaten. Die Fälle, in denen Europäer zur Unterstützung von Muslimen147 oder Angehörigen anderer Religionsgemeinschaften intervenierten, sind weitaus seltener. Andere Religionen genossen einen minder privilegierten Schutzstatus. Der zu schützende fremde Untertan oder Staatsbürger musste folglich als Teil einer vorgestellten Solidar- oder Wertegemeinschaft angesehen werden, um Eingriffe für dessen Wohlergehen zu rechtfertigen.


b)Schutz im außereuropäischen Raum

Neben diesen sich auf Europa zentrierenden Konfrontationen zum Schutz von Europäern, wurden an den Grenzen des christlich beherrschten Europas andere Formen von Schutz entwickelt. Handel und Migration hatten Europäer in Gebiete geführt, über die ihre Souveräne keine Ansprüche geltend machen konnten. In diesen bauten sie Handelsbeziehungen auf oder ließen sich als selbstständige europäische Gemeinschaften nieder, die es für das Mutterland dennoch zu schützen galt. Viele solcher Niederlassungen entstanden in der Levante und damit größtenteils auf osmanischem Territorium. Ihr Untertanenstatus war in der Levante ständiger Aushandlung unterworfen.148 Die Gemeinschaften erhielten weder nach europäischem Staatsrecht noch nach islamischer Scharia einen regulären Untertanenstatus. Jede christliche Person, die sich über ein Mondjahr innerhalb des Osmanischen Reiches aufhielt, hätte eigentlich ein Zimi und damit osmanischer Untertan werden müssen.149 Durch die ‚heiligen Kapitulationen‘ im 16. Jahrhundert wurde ihnen jedoch über den Umweg von Schutzmächten ein Sonderstatus zugesichert: Dieses im Osmanischen als ‚Ahdname‘ (Brief des Versprechens)150 bezeichnete Dokument ernannte eine europäische Macht zum Vertreter dieser Menschen, deren Konsuln und Botschafter die Jurisdiktion über diese Personen erhalten sollten. Jeder Angehörige der Levantiner musste sich in einem Konsulat einer der begünstigten Staaten des Ahdname registrieren, und wurde daraufhin behandelt wie ein permanenter Halter einer Aufenthaltsgenehmigung (aman). Damit war diese Person von den regulären Pflichten eines Untertanen des Sultans befreit, was ihn einerseits von vielen Steuerpflichten entband, aber anderseits der Jurisdiktion des Botschafters oder des zuständigen Konsuls unterstellte.151 Die osmanischen Levantiner waren damit formal osmanische Untertanen,152 auf die ihr Staat jedoch nur über die Konsulate Einfluss nehmen konnte.

Die Kapitulationen sind nicht als ein einseitig durch die europäischen Mächte erzwungenes Recht zu verstehen, wie die europäische Überlieferung andeutet. Die Ahdname bestanden vielmehr aus einer Kombination eines internationalen Vertrages mit einem Gnadenerlass des Sultans. Er gewährte dieses Vorrecht zuerst Venedig und Frankreich. Seine Nachfolger fügten weitere europäische Staaten und eine Meistbegünstigtenklausel hinzu.153 Die Kapitulationen drückten von osmanischer Seite den Übergang zu einer Friedensgesellschaft aus, die nicht auf weitere Expansion nach Europa ausgerichtet war. Zugleich sollten die Privilegien für Fremde den Handel nach Europa stärken und neue Finanzmittel ins Osmanische Reich holen. Das Ahdname war damit kein von Europa erzwungener Vertrag und konnte folglich einseitig durch den Sultan zurückgenommen werden. Die von Europäern häufig angeführte Ewigkeitsklausel gab es nicht.154

Die Kapitulationen waren vielmehr ein über Jahrhunderte gewachsenes System von europäischen Privilegien, das ständig durch Verordnungen (Ferman) und Statusurkunden (Berâts) ergänzt wurde. Die osmanische Staatskanzlei führte genau Buch über jede ausgestellte Urkunde für einen Protegé. Ursprünglich waren solche Protegés allein osmanische Untertanen, angestellt von Botschaften und Konsulaten. Je nach Funktion besaßen sie formal verschiedene Privilegien. In der Praxis wurden diese Botschaftsangestellten jedoch häufig gleich behandelt.

Oft zählten auch Angehörige der Levantiner und reisende Europäer, die sich in einem Konsulat registrieren mussten, zur Gruppe der Protegés. Dies verfälscht jedoch das Bild, da diese über andere Rechte und Verpflichtungen verfügten. Levantiner gehörten keinem Millet an,155 da ihre religiöse Gruppe zu klein für ein solches war. Ein europäischer Konsul ihrer Wahl konnte dieses substituieren. Europäer dagegen standen vollkommen unter europäischem Recht, weshalb ihnen manche Tätigkeiten innerhalb des Osmanischen Reiches verboten waren. Beispielsweise wurde Ausländern erst 1858 erlaubt, Landbesitz zu erstehen.156 Aus diesem Grund war es für einzelne Personen auch reizvoller, allein als Protegés zu zählen und nicht von einem europäischen Staat naturalisiert zu werden.157 Die Vorrechte eines Protegés waren für osmanischen Untertanen erstrebenswerter, doch der Zugang zu diesen Rechtsprivilegien war sehr begrenzt. Insgesamt kam nach der Forschung von van den Boogert gegen Ende des 18. Jahrhunderts nur eine sehr kleine Personengruppe von circa 2500 Menschen in den Genuss dieser Protektion.158 Wie die Studien von Berchtold demonstrieren, nahm deren Anzahl im 19. Jahrhundert nicht exorbitant zu.

Die Zahl der durch das Osmanische Reich anerkannten Protegés blieb also eine Angelegenheit, die eine sehr begrenzte Bevölkerungsgruppe betraf. Dies ändert nichts daran, dass diese Praktik der Protektion missbraucht wurde und Protektionsurkunden an die Meistbietenden verkauft oder rechtswidrig Berâts vererbt wurden.159 Die Undurchschaubarkeit der zahlreichen Verträge und Verordnungen, welche die Kapitulationen bildeten, trugen oft dazu bei, dass dieser Missbrauch unentdeckt blieb. Nur Experten wussten, dass ein Protektions-Berât keine Naturalisation darstellte und auch nur für osmanische Untertanen ausstellbar war.160 Gleichzeitig gab es einen Schwarzmarkt für Taufurkunden und Pässe, bei denen sowohl die Dokumente von Verstorbenen wie auch gefälschte Unterlagen gehandelt wurden.161 Über diesen Weg gelang es vielen Familien, sich als naturalisierte Untertanen eines europäischen Staates auszuweisen.

Aber auch Ausländer machten sich fehlende Zentralregister zunutze und wechselten im Falle von internationalen Krisen ihre angegebene Nationalität zu ihrem eigenen Vorteil. Beispielsweise gab sich ein britischer Supercargo in Smyrna während der Napoleonischen Kriege als neutraler Amerikaner aus und konnte so seine Handelsgeschäfte ungehindert fortsetzen.162 Diese Möglichkeiten des Missbrauchs erkannte die osmanische Bürokratie, und der Zoll erhob Einsprüche, die schlussendlich die höchsten Stellen in Konstantinopel verhandelten.163 Auch das osmanische Staatsbürgergesetz von 1869 richtete sich gegen den Missbrauch von Naturalisationen. Jeder solche nach 1863 erfolgte Vorgang musste vor dem Bureau de la Nationalité belegt werden. Bei dieser Arbeit waren die osmanischen Behörden von der Zusammenarbeit mit den europäischen Konsulaten abhängig. Dabei strichen die britischen Konsulate viele dubiose Naturalisationen von ihren Listen,164 während andere europäische Konsulate auch Naturalisationen zweifelhaften Ursprungs akzeptierten. Beispielsweise gab es auf Zypern mehrere französische und österreichisch-ungarische Untertanen, die keinerlei Verbindung zu ihrem Heimatimperium jenseits ihrer Naturalisation besaßen.165

Der Umfang und die Praktik der Protektion konnte somit stark nach Schutzherr und auch lokalen Beamten variieren. Im Regelfall bedeutete sie im 19. Jahrhundert, den europäischen Konsul als Vorsteher der eigenen Gemeinschaft anzuerkennen und damit von fast allen Verpflichtungen gegenüber dem Osmanischen Reich entbunden zu sein. Dieses Verhältnis gewährte dem Konsul wenig direkte Einflussnahme. Gut vernetzte Experten wie Dragomanen wechselten öfter mit ihren Anstellungen in den Schutz anderer europäischer Mächte und konnten daran nicht gehindert werden. Aber auch im Falle eines Krieges verlor ein Konsul all seine Schutzbefugnisse und ein anderes europäisches Konsulat übernahm seine Pflichten gegenüber den Protegés im Osmanischen Reich.166

Die Jurisdiktion über diese Schutzbefohlenen erwies sich ebenfalls als schwieriger als die häufig beschworene Formel von einer extraterritorialen Rechtsprechung impliziert. Formal war durch die Kapitulationen zugestanden worden, sich im Falle von Rechtsstreitigkeiten auch an ein osmanisches Scharia-Gericht wenden zu können.167 Dieser mögliche Rechtspluralismus wurde durch osmanische Rechtsreformen und die Einführung der Nizam-Gerichte erweitert.168 Doch sowohl formal wie in der Praxis gab es weit weniger Möglichkeiten zur selbständigen Wahl des zuständigen Gerichtes, als es die frühere Literatur über islamische Rechtssysteme angedeutet hat.169

Formal legte meist der Status des Angeklagten fest, vor welchem Gericht der Fall verhandelt werden musste. Für angeklagte Europäer oder ihre Protegés war das nächste Konsulat zuständig. Bei einer Anklage gegen einen osmanischen Untertanen war das nächste Scharia- oder Nizam-Gericht verantwortlich. Ab einem gewissen Streitwert in Kriminalfällen oder in Fragen der Revision musste dagegen das nächsthöhere Gericht aufgesucht werden. In der Konsulargerichtsbarkeit konnte dies auch ein Gericht jenseits des osmanischen Territoriums bedeuten, beispielsweise Malta oder Bombay. Im Fall Großbritanniens wurde sogar das Pivy Council selbst durch das Parlament zum höchsten Berufungsgericht für die britische Konsulargerichtsbarkeit ernannt. Aber auch kleine Staaten, die keine eigene Konsulargerichtsbarkeit unterhielten, ließen angeklagte Verbrecher in ihre Hauptstädte transportieren.170 Vor diesen Gerichten wurde nach dem Recht des Mutterlands abgeurteilt. Die Schutzmacht besaß jedoch die Option, Fälle abzulehnen und sie den osmanischen Behörden zu übergeben, was in einem besonders schweren Fall von Mord und Vergewaltigung urkundlich belegt ist.171 Der rechtliche Schutz durch einen Protektor konnte folglich jederzeit widerrufen werden, was dazu führte, dass nicht naturalisierte Personen wie reguläre osmanische Untertanen behandelt wurden.

Wurde ein solcher Osmane von einem Europäer oder Protegé angeklagt, so wurde sein Fall vor dem zuständigen osmanischen Gericht ausgetragen und die Schutzmacht durfte den Dragomanen oder Konsul als rechtlichen Beistand zu diesen Verhandlungen entsenden. Da die Vertreter jedoch vor höheren und Berufungsgerichten nicht zugelassen waren, akzeptierten die europäischen Konsulate sie nicht als Rechtsprechungsinstanz. Gemischte Gerichte für Rechtsstreitigkeiten zwischen verschiedenen Statusgruppen waren im 19. Jahrhundert dagegen nicht mehr üblich. Einzige Ausnahme hiervon bildeten die Handelsgerichte (Tidjaret), vor denen ein gemischtes Gremium in Handelsstreitigkeiten richtete.172

Neben Protegés und eigenen Untertanen fiel im Britischen Empire noch eine dritte Statusgruppe unter die Zuständigkeit der Konsulargerichtsbarkeit: Ionier und Malteser. Durch die Kronkolonie Malta und den Schutzvertrag über die Ionischen Inseln erweiterte sich der Kreis der Schutzbefohlenen innerhalb des Osmanischen Reiches.173 Gleichzeitig handelte es sich bei ihnen nicht um britische Untertanen, sondern sie erhielten lediglich den Schutz, als ob sie britische Untertanen wären. Diese Unterscheidung spielt insofern eine Rolle, als die Jurisdiktion auf beiden Inseln mehrfach die Zuständigkeit der Konsulargerichtsbarkeit herausforderte und eine Überführung der Fälle an die eigene Gerichtsbarkeit und Urteile nach maltesischem oder ionischem Recht forderte. Diese Forderung wurde im Ionian Jurisdiction Act von 1845 gesetzlich akzeptiert und durch das Foreign Office auch als Akt der Kulanz gegenüber den Ioniern unterstützt.

Über das Problem, dass britische Konsulate verschiedenen Personengruppen in unterschiedlichen Rechtsystemen vertreten mussten, diskutierten Juristen, Konsulatsbeamten und Foreign Office selbst in den 1860er Jahren noch intensiv.174 Eine eindeutige Regelung erfolgte erst mit Anschluss der Ionischen Inseln an Griechenland. Malta behielt dagegen seine Sonderrolle, und die spezielle rechtliche Behandlung dieser Untertanen beschäftigte immer wieder die Rechtsberater der Krone.175 Die vagen Regelungen erhöhten die Rechtspluralität im Osmanischen Reich weiter und stellten zugleich eine Möglichkeit für Ionier und Malteser dar, ihre Fälle vor dem Gericht zu verhandeln, das ihnen den höchsten Nutzen versprach.176 Da die Ionier die zahlenmäßig größte Gruppe unter britischem Schutz darstellte und sie die aufgeführten Privilegien genossen, waren sie die größten Nutznießer der Kapitulationen.

Der Status, von einer europäischen Macht geschützt zu werden, brachte somit sowohl rechtliche als auch wirtschaftliche Privilegien mit sich. Die hohen Summen, die zum Erhalt eines Berâts oder einer Fälschung gezahlt wurden und die Anstrengungen, die viele Personen für eine Naturalisierung auf sich nehmen mussten, zeigen die hohe Nachfrage nach europäischem Schutz im Osmanischen Reich. Dieser Schutz wurde nur einer sehr exklusiven Gruppe gewährt und konnte ohne jede Möglichkeit des Widerspruchs stetig durch die schutzgebende europäische Macht wiederrufen werden. Beispielsweise empfand das Foreign Office seine Schützlinge eher als Belastung und ließ mehrfach die Listen von Protegés und naturalisierten Personen bereinigen, also viele Personen streichen.177 Die Naturalisationspraxis der Ionischen Republik wurde von britischen Beamten ebenfalls als missbrauchsanfälliges System verstanden, das sich jedoch aufgrund der Eigenständigkeit der Inseln nicht verhindern ließ. Stattdessen wurde als offizielle britische Staatsdoktrin naturalisierten Ioniern der Schutz in ihrem ursprünglichen Heimatland verwehrt.178

Der konsularische Dienst zeigte sich hocherfreut, als Griechenland die Ionischen Inseln annektierte und diese keinen Schutz mehr von Großbritannien erhielten. Die Abtretung hatte vor einigen Konsulargerichten einen Rückgang der Gerichtsverfahren von bis zu 80 Prozent zur Folge.179 Die vertragliche Schutzpflicht wurde somit nicht nur von den verantwortlichen Beamten als eine Belastung empfunden, sondern sie ließ sich auch quantitativ belegen. Aus diesem Grund gingen die britischen Konsulate nur selten auf Konfrontationskurs, wenn von der osmanischen Seite der Protegéstatus einzelner Personen angefochten wurde. Manchmal ‚vergaßen‘ zuständige Richter sogar absichtlich eine Rechtsberatung, um einer aus ihrer Sicht gerechten Bestrafung nicht im Weg zu stehen.180 Die lokal zuständigen Autoritäten lehnten folglich mehrfach ab, ihre Schutzpflicht auszuüben. Die osmanischen Behörden konnten jedoch nicht auf eine solche Gleichgültigkeit bauen. Im Fall eines belgischen Anarchisten, der an einem Attentatsversuch am Sultan beteiligt war, kämpfte die belgische Regierung um ihre Rechtsprechungskompetenzen und zwang die Osmanische Regierung zur Überantwortung des Attentäters.181

Aus der Sicht der meisten zentralen Behörden in den Metropolen hatte ihre Schutzaufgabe wenig Gegenwert. Der Verkauf von Berâts bedeute monetäre Gewinne allein für den Botschafter oder später den Generalkonsul. Für die Zentralregierung waren die Einnahmen aus der Registratur im Konsulat viel zu gering, als dass sie die Ausgaben für rechtliche Vertretungen und diplomatische Verstrickungen gedeckt hätten.182 Aus Londoner Perspektive sollte daher das System so kompakt wie möglich sein und zugleich eine positive Außenwirkung entfalten. Dabei ging es neben dem Prestige des Schutzherrn auch darum, einen Anreiz für die Intensivierung von Handelsbeziehungen im Nahen Osten zu schaffen.

Das personenbezogene Protektionswesen stellte in diesem Sinne eine Wirtschaftsförderung dar, die ursprünglich beiden Seiten nutzen sollte. Die Ausweitung auf einen weiteren Personenkreis entstand durch eine Missbrauchspraxis der höheren Beamten im konsularischen Dienst und durch gefälschte Dokumente. Die zunehmenden europäischen Rivalitäten dynamisierten das System weiter, da sich osmanische Untertanen an mehrere imperiale Mächte wenden und sie gegeneinander ausspielen konnten, um ihr Protegé zu werden.183 Diese Form der Protektion bestand jedoch in nicht viel mehr als Rechtsbeistand und Steuerexklusion; die Protektoren hatten nur wenige Optionen, auf das tägliche Leben ihrer Protegés einzuwirken oder Ressourcen abzuschöpfen.

Diese Form der Protektion wurde aus dem Osmanischen Reich exportiert184 und in anderen anerkannten Staaten wie Marokko185, China und Japan implementiert.186 Personen, die allerdings innerhalb eines Staates einen Protegéstatus erhalten hatten, besaßen keinerlei Anspruch auf Unterstützung außerhalb ihres ursprünglichen Heimatlandes. Vor den Konsulaten blieb die Inanspruchnahme durch Protegés Verhandlungssache, und durch häufigen Wechsel ihrer Schutzmacht konnten sie die verbundenen Rechte auch in anderen Rechtsräumen geltend machen.187

Die sukzessive Ausweitung des Konsularwesens erweiterte dabei diesen Möglichkeitsraum. So wurde sogar üblich, bei der Anerkennung eines neuen Staates das Recht auf konsularische Jurisdiktion zu fordern. Beispielswiese geschah dies im Falle des Kongofreistaates durch Konventionen und Deklarationen: „securing for us most-favoured nation treatment [and] Consular jurisdiction over British subjects“188. Solche Verträge demonstrierten die Machtdifferenz zwischen dem gewährenden Staat und den europäischen Protektionsmächten. Sie waren in diesem Sinne weit einseitiger als die ursprünglichen Kapitulationen im Osmanischen Reich.

Neben diesem eigennützigen, als wirtschaftliche Förderung angelegten Schutz ist auch die altruistische Intervention für die Statusgruppe der Sklaven bekannt. Sklaverei wurde in Europa und in Teilen der USA als nicht mit ‚Zivilisation‘ vereinbar angesehen. Die in Großbritannien starke abolitionistische Bewegung konnte 1807 politisch den Slave Trade Act durchsetzen.189 Dennoch gehörten britische Schiffe noch immer zu den Hauptimporteuren von Sklaven in die USA.190 Daher arbeitete die britische Regierung ab diesem Zeitpunkt für eine internationale Anerkennung des Verbotes des Sklavenhandels und für dessen Durchsetzung. So wurden in zahlreichen, offiziellen Verträgen Anti-Sklaverei-Passagen formuliert, beispielsweise in einem während des Wiener Kongresses entstandenen Sondervertrag191 1815 oder der Berliner Generalakte192 1885. Zuerst ächteten die Unterzeichner nur die Institution der Sklaverei im eigenen Land. Zahlreiche weitere internationale Konventionen richteten sich gegen die Sklaverei und autorisierten schließlich die aktive Bekämpfung des Sklavenhandels.193 In Westeuropa gründeten sich einzelne zivile Vereine zum aktiven Kampf gegen die Sklaverei, die sich oft auf die Norm der ‚Zivilisation‘ bezogen, beispielsweise die Africa Civilization Society.194 Spätestens der Ausgang des Sezessionskrieges führte zur Ächtung von Sklaverei als anerkannte Norm innerhalb des europäischen Völkerrechtes.

Der britische Staat nahm diese normative Verpflichtung an, und die britische Marine begann aktiv gegen den Sklavenhandel vorzugehen und Sklavenhändler fremder Staaten auf den Weltmeeren aufzubringen.195 Sklavenhändler wurden wie Piraten behandelt und ihr Handel als Schmuggel bestraft.196 Dieses Vorgehen rief jedoch immer wieder diplomatische Konflikte hervor, da es völkerrechtlich nicht abgesichert war. Erst weitere Verträge versahen die Marine mit offiziellen Befugnissen gegenüber den Schiffen anderer Staaten: „The Slave Trade Convention with Turkey of 25th January, 1880 (Article V), also grants the right to British cruizers to visit and detain any Ottoman vessel found engaged in Slave Trade in Ottoman waters where no constituted authorities exist.“197 Die britische Marine war damit vertraglich befugt, ihre Gesetze auf fremde Schiffe anzuwenden und Sklaven zu befreien. Der Schutz vor Sklaverei und die Befreiung von Sklaven war ein dominantes Thema der Zeit. Die direkte Ausübung von Herrschaft in fremden Gebieten wurde im selben Kontext oft mit dem Vorteil im Kampf gegen die Sklaverei gerechtfertigt.198 Es bestand der Eindruck, man könne Menschen nur durch direkte Einflussnahme vor dieser ‚Barbarei‘ bewahren.

Sowohl der extraterritoriale Schutz wie auch die Interventionen gegen Sklaverei hatten in gewisser Weise gemein, dass sie einzelne Personen vor ‚barbarischen‘ Institutionen bewahren sollten. Sklaverei und muslimisches Recht wurden damit zwar nicht auf eine Stufe gestellt, aber auch die muslimischen Scharia-Gerichte wurden als nicht akzeptabel für Europäer und ihre Protegés ausgewiesen. Der Hauptgrund für die Abneigung gegen die Scharia war, dass Muslime angeblich stark bevorteilt würden und keine rechtliche Gleichstellung von Christen vorgesehen sei.199 Völkerrechtsexperten ergänzten dieses Argument noch dahingehend, dass jedes Recht auf Gewöhnung basiere, weswegen Europäer das Recht fremder Zivilisationen nicht verstehen würden und man es ihnen daher nicht zumuten könne.200 Aus diesen Gründen konnte man die eigenen Schutzbefohlenen nicht unter fremdes Recht fallen lassen, was die Rechtsungleichheit nur noch verstärkte.


c)Religionen als Schutzobjekte

Ein Hauptgrund für die Kritik an der Scharia war ihre religiöse Komponente. Das Christentum stellte ein zentrales Netzwerk der Solidarität für die Europäer dar. Anfänglich wurden in diesem Sinne neben personenbezogenen Schutzverpflichtungen auch die Protektion von kirchlichen Freiheiten oder der Schutz einzelner Kirchen oder Klöster vertraglich festgehalten. Eines der wichtigsten Dokumente zur Absicherung religiöser Freiheiten stellte der Friedensvertrag von Küçük Kaynarca zwischen dem Osmanischen Reich und Russland aus dem Jahr 1774 dar. Dieser auf Russisch, Osmanisch und Italienisch verfasste Kontrakt verpflichtete über Artikel VII und XIV das Osmanische Reich zum Schutz seiner eigenen orthodoxen Christen und stellte einen neuen Kirchenbau in Konstantinopel unter den direkten Schutz des russischen Zaren.201 Noch ruhte damit der Schutz des orthodoxen Millets in den Händen des Sultans. In den folgenden Jahren führte eine fragwürdige Übersetzung des Vertrages in das Französische zusammen mit radikalen Interpretationen durch Unbeteiligte zu einer Umdeutung des Vertrages, der dem Zaren das alleinige Schutzrecht über die orthodoxen Christen innerhalb des Osmanischen Reiches zusprach.202 Viele russische Staatsmänner des 19. Jahrhunderts nahmen diese neue Rolle dankend an, um den Schutz der orthodoxen Christen als eine eigene Zivilisierungsmission auszuweisen und damit der europäischen Vorstellung einer Rückständigkeit des Zarenreiches entgegenzuwirken und einen aktiven Imperialismus zu betreiben.203 In diesem Sinne gewährte der russische Staat auch osmanischen Untertanen orthodox-christlichen Glaubens neue Rechte, stellte ihnen zusätzliche, nicht autorisierte Berâts aus und erlaubte Schwarzmeerhändlern die Nutzung der russischen Flagge.204

Französische Klerikale nutzten ihren Einfluss auf ihr Parlament ebenfalls, um ähnliche Schutzansprüche zu artikulieren, vor allem unter der Regierung von Naopleon III. Darüber hinaus übte die klerikale Fraktion Druck auf die Regierung aus die wiederum personale Besetzungen im Osmanischen Reich in ihrem Sinne vornahm.205 Diese forderte für Frankreich ähnliche Rechte für die katholischen Christen innerhalb des osmanischen Territoriums, die Russland für die Orthodoxen besaß.206 Zugleich forderte der österreichische Kaiser dieses Verständnis heraus.207 In Oberägypten erhob er den Anspruch, sowohl Minoriten als auch die lokale Glaubensgemeinde der Kopten zu schützen.208 Den Anspruch auf den Schutz der Letzteren bekräftigte er durch kontinuierliche Spenden für deren Gemeinde.209 Es kam folglich innerhalb der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts zur sukzessiven Ausweitung der Schutzbefugnisse europäischer Staaten auf Kosten des osmanischen Sultans. Diese neuen Ansprüche kollidierten, sodass ein Konflikt zwischen den europäischen Mächten über den Status als Schutzherr dieser Gruppen entstand.

Der russisch-französische Streit um die Nutzungsansprüche an den heiligen Stätten in Palästina spitzte sich gleichzeitig zu. Die Grabkirche in Jerusalem und die Geburtskirche in Bethlehem waren Pilgerstätten, in denen es immer wieder zu gewalttätigen Zusammenstößen zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Religionen kam. Zusammen mit dem Diebstahl eines französischen Staatssymbols aus der Geburtskirche im Jahr 1847 führte dies dazu, dass der französische Botschafter einseitige Modifikation der Kapitulationen zugunsten Frankreichs forderte.210 Diese symbolische Forderung provozierte den russischen Zaren. In einer eigenen diplomatischen Mission im Jahr 1853 ließ er die alleinige Protektion über alle Christen innerhalb des Heiligen Landes fordern und beabsichtigte zugleich, eine große Militärmission in das Osmanische Reich zu entsenden, um den Sultan vor jeglicher weiteren europäischen Einflussnahme zu schützen.211 Die Forderungen des Gesandten des Zaren negierten damit den Anspruch jeder anderen europäischen Macht, ihre Schutzansprüche auszuüben, und gefährdeten zugleich deren politische Interessen und Handel.

Über den Anspruch, eine religiöse Gruppe innerhalb eines fremden Territoriums zu schützen, spitzte sich die Krise zu. Im Zuge von gescheiterten diplomatischen Verhandlungen ließ sich dabei der Schutzanspruch in eine Kriegsbegründung umdeuten und so innenpolitisch ein Krieg gegen die Osmanen innerhalb des Zarenreiches legitimieren.212 Aber auch die zugesicherte französische und britische Unterstützung trug dazu bei, dass der Sultan dem Zaren die geforderten Rechte nicht gewährte und stattdessen in den Krieg zog. Politische Schutzversprechen im Zusammenhang mit geostrategischen Überlegungen und innenpolitischen Propagandakämpfen213 in Großbritannien und Frankreich führten schließlich zu einer Ausweitung des Konfliktes zu einem europäischen Krieg (1853–1856), dessen größte Schlachten auf der Krimhalbinsel ausgefochten wurden.214 Nach blutigen Kämpfen fand der Krieg im dritten Pariser Frieden von 1856 sein Ende. Der Vertrag nahm das Osmanische Reich formal in den Kreis des Völkerrechts und des europäischen Konzertes auf.215 Über Artikel VIII wurde es zugleich als ‚gleichberechtigter Staat‘ deklariert und eine europäische Garantie für den territorialen Bestand des Reiches ausgesprochen. Zukünftige Streitfälle sollten durch europäische Mediation friedlich beigelegt werden.216 Damit wurde paradoxerweise ein als souverän und zivilisiert anerkannter Staat unter einen diffus formulierten, gesamteuropäischen Schutz gestellt. Die Formulierung ist dabei als ein Kompromiss in einem langen Aushandlungsprozess der in Paris versammelten Mächte zu begreifen.

Der Vertrag stellte nicht nur die territoriale Integrität des Osmanischen Reiches unter europäischen Schutz, sondern auch seine Bewohner. Der Sultan wurde über Artikel IX217 dazu verpflichtet, ein Ferman zu erlassen, der die Gleichstellung aller Religionen und ‚Rassen‘ sicherstellte. Dies geschah über den Islahat Fermanı218, der zugleich einen Gnadenakt des Sultans darstellte, dessen Einhaltung über den Pariser Vertrag die europäischen Mächte überwachen konnten. Dieser Vertrag rechtfertigte auch einen Eingriff bei Rechtsverstößen gegen Christen. Die unterzeichnenden Mächte in Paris hatten sich somit zu Garantiemächten eines innenpolitischen Versprechens gemacht und darüber hinaus ihren kollektiven Schutz für die Rechte der Christen im Osmanischen Reich ausgesprochen. Damit bestand eine europäische Schutzverpflichtung sowohl gegenüber dem osmanischen Staat als auch seinen (christlichen) Untertanen.219

Die Interpretationen dieses Schutzverhältnisses im Zusammenspiel mit Geopolitik führten in den kommenden Krisen mehrfach an den Rand eines großen europäischen Krieges.220 Als Konsequenz dieser Konflikte wurden einzelne Fürstentümer auf dem Balkan aus dem Osmanischen Reich herausgelöst. Deren Unabhängigkeit, die beispielsweise im Berliner Vertrag von 1878 beschlossen wurde, war an Schutzversprechen gegenüber der eigenen Bevölkerung gebunden. Die Balkanfürstentümer mussten die Religionsfreiheit sowie die Gleichstellung von religiösen Minderheiten garantieren und deren Verfolgung verhindern.221 Damit wurde in gewisser Weise der Islahat Fermanı auf Nachfolgestaaten des Osmanischen Reiches ausgeweitet und betraf nun vor allem Muslime, die vor der Verfolgung ihres neuen christlichen Staates geschützt werden sollten.

Ebenso wie bezüglich des Islahat Fermanı traten nun die europäischen Großmächte als Garantiemächte für die zugesagten Rechte ein. Doch die europäischen Öffentlichkeiten glaubten nicht an die Garantien: „Parchment securities are but little worth against natural forces.“222 So wurde die politische Rezeption zu einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung. Fehlender Durchsetzungswille, die politisch stark aufgeladene lokale Situation, fehlende effektive Kontrolle der Staaten und sozioökonomische Ungleichheit zwischen den Religionsgruppen führten dazu, dass dieser Schutz in den meisten Fällen ein rein formales Recht blieb.223 Religiöse und später nationalistische Diskriminierung und Verfolgung blieben auf dem Balkan, aber auch in Kleinasien weiterhin bestehen. Die Betroffenen hatten durch den Vertrag lediglich die Möglichkeit, ihre Behandlung als Rechtsverletzung darzustellen. In einzelnen Fällen konnte dies zu Interventionen führen. In den meisten Fällen blockierten sich jedoch die europäischen Interventionsmächte gegenseitig.

Verwunderlich ist an diesem Prozess, dass europäische Imperien ein Recht auf Religionsfreiheit inklusive Diskriminierungsschutz festlegten, der innerhalb der Garantiemächte noch nicht bestand.224 Selbst während der Verhandlungen über diese Schutzrechte kamen immer wieder Vorurteile über Muslime225 oder ein ausgeprägter Antisemitismus226 zum Vorschein. Religionsfreiheit war keine geteilte Norm innerhalb Europas. Dennoch wurden die Balkanstaaten wie auch das Osmanische Reich auf diese Prinzipien festgelegt. Dies war eine Reaktion auf die vorangegangenen, als religiös wahrgenommenen Konflikte in der Region. Die europäischen Staatsmänner empfanden aufgrund der Gewalttätigkeiten ein Regelungsbedürfnis, das innerhalb des ‚zivilisierten‘ Europas nicht bestand. Einzelne Politiker sahen sicherlich auch innerhalb anderer Imperien die Notwendigkeit einer solchen Regelung, doch eine Oktroyierung solcher Schutzrechte war aufgrund der Macht dieser politischen Gebilde nicht möglich.

Erst eine Machtdifferenz ermöglichte die vertragliche Fixierung von Religionsfreiheit und Gleichheitsrechten. Der Balkan und das Osmanische Reich wurden damit zu einem Experimentierfeld für eine neue Art von Gruppenrechten. Die Vertragstexte legten dies nicht als Rechte eines Individuums, sondern der gesamten religiösen Gruppe fest, und Beschwerden über mögliche Verstöße waren nur über die religiösen Autoritäten möglich. Die Charta der Menschenrechte wurde zwar bereits während der Französischen Revolution verfasst und propagiert, doch nicht von den übrigen Mitgliedern der damaligen internationalen Gemeinschaft bestätigt. Die kollektive Verabschiedung des Rechtes auf Gleichbehandlung aller Religionen wurde somit durch den Pariser und Berliner Vertrag zu einer neuen Norm, die formell nur für den Balkan und das Osmanische Reich galt, aber auf die vertragschließenden Mächte symbolisch zurückwirken konnte und dadurch einen Schritt auf dem Weg zu universellen Schutzrechten darstellte.


d)Nationalisierung des Schutzes

Der Siegeszug des Nationalismus227 machte im 19. Jahrhundert nicht vor den Protegés Halt. Statt über Religion definierte man Schutzgruppen nun national. Nach dem Dritten Pariser Frieden 1856 versuchten russische Akteure vermehrt, orthodoxe Christen zu naturalisieren: „[…T]he Turkish Govt. has always protested against the assumption of Russia to confer a Russian Nationality upon Rayah subjects of the Port who have been naturalized in Russia, and have then returned to Turkey under Russian Protection.“228 Diese Praxis wurde sowohl von europäischen Konsulaten als auch von osmanischen Behörden beobachtet, die direkt versuchten, Gegenmaßnahmen einzuleiten. Ebenso wie die Ausdehnung der Schutzgruppe auf eine gesamte Religionsgemeinschaft war auch dies eine gezielte Erhöhung der Anzahl der eigenen Schutzbefohlenen. Im Gegensatz zu früheren Naturalisierungen handelte es sich nicht mehr um eine Missbrauchspraxis für den wirtschaftlichen Profit Einzelner, sondern um ein staatsgestütztes Schema. Viele russische Kreise sahen ein Schutzversprechen des Sultans nicht mehr als ausreichend an, um das Wohlergehen ihrer Religionsgenossen sicherzustellen und setzten sich daher für eine staatliche Inkorporation orthodoxer Christen ein.

Zeitgleich mit dieser Praktik befanden sich nationale Ideen wie der Panslawismus auf dem Vormarsch. Dieser stellte das Zarenreich als staatliche Inkarnation des Slawentums selbst dar. Die Aufnahme orthodoxer osmanischer Untertanen in den russischen Volkskörper wurde als Reintegration verlorener Stammesgenossen verstanden.229 Teile der eigenen imaginierten Nation wurden somit zum neuen Objekt des Schutzes. In gewisser Weise spiegelte sich dies in den Beschlüssen des Berliner Kongresses wieder. Teile der betroffenen Bevölkerung und vor allem die europäische Presse nahm die staatliche Unabhängigkeit einzelner Balkanfürstentümer als Umsetzung eines „modern principle of nationalities“230 wahr. Die erst kurz zuvor erfolgten Nationalstaatsbildungen in Deutschland und Italien hatten dazu beigetragen, dass diese Form des Staates als erstrebenswertes Ziel jeder Nation angesehen wurde.231

Der Nationalismus wurde als Prinzip der staatlichen Ordnung verstanden, das auch östlich der Balkanprovinzen angewandt werden sollte. Durch die nationale Brille sahen viele Zeitgenossen keine religiösen Gemeinschaften mehr, sondern reduzierten Religion auf einen Indikator für die Nation einer Person. Besonders einzelne orthodoxe Gemeinden wurden nun mit nationalen Kennzeichen, wie serbisch-, bulgarisch- oder griechisch-Orthodox versehen und nahmen die neue nationale Identität auch selbst an.232 Statt Religion wurde Nationalität zur relevanten Zuordnungskategorie. Ideologien wie der Panslawismus unterstützten den imperialen Schutzanspruch des russischen Imperiums wiederum und weiteten ihn auf alle Slawen aus. Umfang und Form dieses Schutzes unterschieden sich kaum von der religiös definierten Schutzsemantik. Der zentrale Unterschied bestand darin, dass die Nationalstaatsgründungen als beste mögliche Umsetzung der Interessen dieser Gruppen angesehen wurden. Die Heterogenität sowie die gewaltaffine Genese dieser Nationalstaaten machten die bereits ausgeführte Verpflichtung für religiöse Schutzrechte erforderlich und zugleich wirkungslos.







e)Wettstreit um Schutz

Die bisherigen Ausführungen wiesen den Schutz fremder Untertanen vor allem als mehr oder weniger abstraktes, staatliches Handeln aus. In konkreten Einzelfällen zeigte sich erst die Brisanz der Schutzherrschaft. Diese Fälle demonstrieren einerseits den hohen Stellenwert, der deren Schutz zugemessen wurde, aber auch die Rivalitäten, die um den Anspruch, Schutzherr zu sein, entstehen konnten.

Ein besonders spektakulärer Kampf um die Schutzrechte über ein Individuum entstand um den ionischen Kapitän und früheren Konsul Dendrinos.233 Nach der Annexion seiner Heimatinsel Korfu durch Frankreich war er weiter als Händler im Osmanischen Reich tätig. Nachdem das Britische Empire einen Teil der Ionischen Republik besetzt hatte,234 rief die britische Regierung sich selbst zur Schutzmacht aller Ionier aus und versuchte, die Bewohner dieser Inseln wie eigene Untertanen zu vertreten. Da Korfu jedoch weiter von Frankreich okkupiert war, forderte der französische Botschafter die Inhaftierung Dendrinos, weil dieser mit Großbritannien kooperierte. Der ehemalige ionische Konsul wurde von osmanischen Behörden aufgegriffen und in eine französische Haftanstalt überstellt. Dies brachte den wutentbrannten Botschafter Robert Adair (1763–1855) auf den Plan: „If the Porte has so much regard for the French Minister, as to permit him to seize & to imprison the protected Subjects of the King, My Master, and so little for me as to delay giving reparation such conduct is equivalent to a declaration of war.“235 Der Botschafter stellte die Behandlung Dendrinos als symbolische Kränkung sowohl seiner Person als auch der seines Königs dar, die sofortige Satisfaktion erforderlich machte. Um die Freisetzung des ionischen Kapitäns zu erreichen, war der Botschafter auch zu einer direkten Kriegsandrohung bereit.

Der osmanische Reis ül-Küttab236 versuchte zu beschwichtigen. Dazu berief er sich auf einen Rechtsstandpunkt: „The Porte will do all in her power to procure the release of Mr. Dendrino; having affected this if he prove to be he be delivered; an English Subject, the English shall have him, if French, the French; and if he be neither, but a Corfiote, it will continue to be our affair, as is until he be delivered.“237 Die staatliche Zugehörigkeit bestimmte aus osmanischer Perspektive den Rechtsprechungsanspruch auf den Ionier. Doch die osmanische Sichtweise, dass Bewohner Korfus osmanische Untertanen seien, blieb in den Debatten nicht unangefochten. Die französische Regierung forderte aufgrund der Annexion Korfus, die der Sultan nicht anerkannte, einen Vertretungsanspruch. Zugleich hatte Dendrinos die britische Protektion238 akzeptiert. Drei Imperien stellten damit den Anspruch, der Schutzherr dieser Person zu sein und über die Jurisdiktion über ihn zu verfügen. Eine Bewertung dieser Ansprüche war eine rein politische.

Der englische Botschafter reduzierte zwar seine anfängliche Kriegsdrohung auf den Abbruch diplomatischer Beziehungen, sofern das Osmanische Reich nicht öffentlich die Einstellung der Beziehungen mit Frankreich verkündete, bis besagter ionischer Kapitän aus dem Gefängnis entlassen sei. Eine Reaktion wurde jedoch verschleppt bis der britische Botschafter schließlich seinen Posten mit Verweis auf den Fall Dendrinos aufgab.239 Der Kapitän wurde zwar freigelassen, doch der Anspruch auf die Jurisdiktion über Ionier blieb über Jahre unklar.

Auch in juristisch eindeutigeren Fällen kam es zu ähnlicher Konkurrenz um die Schutzansprüche. Die verschiedenen christlichen Religionsgruppen betrieben einen Wettstreit in der Missionierung und damit auch in den Zivilisationsbemühungen.240 Einzelne Imperien wurden dabei jeweils als Vertreter gewisser Religionen verstanden und begriffen sich in diesem Sinne auch als die Schutzherren der auswärtigen Missionen. Die Schutzansprüche für Katholiken kollidierten im Osmanischen Reich. Die französischen, italienischen und österreich-ungarischen Konsulatsvertretungen erhoben alle die gleichen Ansprüche. Solche Konflikte wurden nicht allein zwischen ihnen ausgetragen, sondern vollzogen sich stets unter Einbezug dritter Parteien. Die Konstantinopler Regierung,241 der Sultan und die päpstliche Kurie242 wurden sowohl zu Schiedsgerichten als auch zu unfreiwillig Betroffenen. Diplomaten setzten sich vehement für die Etablierung oder Erhaltung ihrer Schutzrechte ein. Meist wurden solche konkurrierenden Ansprüche rein diplomatisch gelöst, indem feste territoriale Grenzen des jeweiligen Vertretungsanspruches bestimmt wurden.243

Besonders interessant sind die Fälle, in denen diese Grenzen überschritten wurden. Dies erfolgte beispielsweise in Oberägypten 1891, als sich zwei Franziskaner über die Misshandlungen durch einen ägyptischen Polizeichef beklagten. Die Missionare richteten ihre Beschwerde nicht an den österreichisch-ungarischen Konsul Carl von Heidler-Egeregg, sondern an den geographisch näher gelegenen italienischen Konsul. Bevor der k.u.k.-Konsul überhaupt von dem Zwischenfall erfuhr, hatte der italienische Konsul bereits eingegriffen und die Strafversetzung des ägyptischen Beamten veranlasst. Heidler-Egeregg war mit dieser Entwicklung alles andere als zufrieden. Er fühlte sich von seinem Amtskollegen übergangen und befürchtete, dass dieser im Geheimen weitere seiner Kompetenzen übernehme.244 Der Konsul war nicht bereit, eine Arbeit und Ressourcen verschlingende Verpflichtung an einen dritten Dienstleister abzutreten, sondern sah diesen als Gefährdung seiner eigenen Funktion an. Diese Konflikte wurden nicht zwischen den Betroffenen geklärt, sondern auf die Ebene internationaler Politik verschoben. Hier wurden sie zu einer Frage politischen Prestiges, die vor allem imperiale Ressourcen kostete.

Besagte Streitfälle demonstrieren vor allem drei Dinge:

1. Im Fall von imperialer Konkurrenz um ein Schutzsubjekt waren Imperien dazu bereit, eine politische Drohkulisse aufzubauen, um ihrem Alleinvertretungsanspruch als Schutzherr Ausdruck zu verleihen. Die Gefahr, diplomatische Beziehungen zu verschlechtern, wurde daher in Kauf genommen, um die eigene Stärke als Schutzherr gegenüber imperialen Rivalen zu demonstrieren.

2. Dass solche Streitigkeiten keine Konsequenzen hatten, zeigt die Wichtigkeit des lokalen Faktors. Die Anfechtung des Schutzstatus wurde als persönliche Beleidigung verstanden, die kompensiert werden sollte. Da die Drohenden jedoch nicht voll auf den Rückhalt der Heimatregierung zählen konnten, fiel der Sanktionsapparat eher bescheiden aus. Das direkt betroffene Personal war damit einer der Hauptvertreter einer rigorosen Ausübung der Stellung als Schutzherr, während sich die zuständige Regierung eher indifferent gab.

3. Der rechtliche Status des Betroffenen spielte in der Diskussion eine eher untergeordnete Rolle. Allein für die osmanischen Vertreter war der Status relevant, während die staatliche Zugehörigkeit für die europäischen Repräsentanten eine politische Frage war. Europäische Diplomaten und Konsuln begriffen sich somit als über dem osmanischen Recht stehend. Auch das Völkerrecht stellte für sie keinen relevanten normativen Bezug dar.


f)Eine Arena für Prestige

Die Protektion fremder Untertanen entwickelte sich nicht eindimensional, sondern alle der hier aufgeführten Formen von Schutz bestanden nebeneinander. Die verschiedenen Definitionen einer zu schützenden Gruppe hatten eines gemein: Personen standen durch Eigenschaften wie ihr Menschsein, ihre Religion oder nationale Zugehörigkeit Rechte zu, für deren Einhaltung auch fremde Staaten als Garantiemächte eintreten durften oder sollten.

Für angestrebte politische Interventionen konnte die Vorstellung solcher nicht an ein Territorium gebundener Rechte eine gewollte normative Grundlage darstellen. Gleichzeitig machten etablierte Schutzverhältnisse eine gewisse politische Infrastruktur notwendig, die Personal und Ressourcen benötigte. Beispielsweise stand das Konsularwesen immer wieder für seine hohen Kosten in der Kritik des britischen Parlaments, während die eigentlich involvierten Personen chronisch unterbezahlt waren.245 Der Schutz eigener und fremder Untertanen innerhalb fremder Staaten war eine kostspielige Angelegenheit, da die Gebühren für die Dienste, auch für die breite Masse der geschützten Personen, bezahlbar gehalten werden musste, um ihre symbolische Wirkung zu entfalten. Für diesen Effekt war es aber vorteilhaft, dass lediglich eine sehr exklusive Gruppe zum Nutznießer europäischer Protektion wurde, da diese Exklusivität den Status zu einem schwer zu erreichenden Ziel machte und damit die Zugehörigkeit zur Gruppe weiter symbolisch aufgeladen wurde.

Die einzige konkrete Gegenleistung, die ein Staat für seine Dienstleistung von Protektion erwarten konnte, waren verstärkte Handelsaktivitäten, die potentiell über Zoll und Steuern Geld zurück in die Staatskasse brachten. Im Gegensatz zu Handelsabkommen waren diese indirekten Einnahmen quantitativ jedoch nicht berechenbar. Ebenso ließ sich die Zahl der Protegés meist nur schätzen. Es gab weit weniger Protegés als es viele historische Darstellungen nahelegen. Von den angeblichen sieben Millionen russischen Protegés zum Beginn des 19. Jahrhunderts dürfte weniger als ein Promille formell dieser Status zugestanden haben.246 Die Sprachpraxis hat hier lediglich dazu geführt, dass Personen zu Protegés gerechnet wurden, denen innerhalb von Verträgen zusätzliche Rechte gewährt wurden, für deren Gewährung ihr Heimatstaat und nicht der Schutzherr verantwortlich war. Ein flächendeckendes oder direkteres Protegéwesen war aufgrund seiner ökonomischen Kosten nicht umsetzbar. Staaten wie Russland waren zu größeren Investitionen zum Schutz von orthodoxen Christen oder Slawen bereit, aber auch ihre Ressourcen waren begrenzt. Zusätzlich beschränkte auch das Osmanische Reich die Protektionsansprüche ausländischer Imperien, die auf eine Zusammenarbeit mit den osmanischen Behörden angewiesen waren.

Ein weiterer wichtiger Faktor, der die europäischen Mächte dazu veranlasste, ihr Protektionswesen nicht nur formell aufrechtzuerhalten, sondern auch ihren Protegés möglichst umfassenden Schutz zu bieten, war ein europäisches Prestigedenken. Fremde Territorien stellten dabei eine Arena dar, in der symbolisches Kapital erworben oder verloren werden konnte. Sobald ein konsularischer Agent seine Aufgaben an den Vertreter eines anderen Staates abtrat, führte dies mindestens in seiner Selbstwahrnehmung zu einer Abwertung seines Status und musste folglich verhindert werden. Europäische Konsuln waren somit Akteure in einem Wettbewerb um symbolisches Kapital, und auch wenn sie oder ihr Staat sich daran nicht beteiligen wollten, waren sie dennoch durch die Logik des internationalen Vergleichs zur Partizipation gezwungen. Erfolgreich war, wer das Zivilisationsniveau anhob und für das Wohlergehen seiner Protegés sorgte. Dies war den Leistungen sehr ähnlich, die man von einem Staat gegenüber seinen eigenen Untertanen erwartete.

Auch über diese Leistung befanden sich Staaten in einem Wettstreit. Während diese Entwicklung im 19. Jahrhundert lediglich geschätzt oder anhand von Wirtschaftszahlen belegt wurde, entwickelte sich im Laufe der Zeit immer mehr ein Drang zur Quantifizierung dieser Daten, um das internationale Entwicklungsniveau vergleichbar zu machen. Im 20. Jahrhundert erfolgte dies über Messverfahren wie den Human Development Index. Diese Indizes kreieren Siegerlisten in dem heute immer noch bestehenden Wettstreit um die höchste staatliche Entwicklung. Der einzige Preis für die Siegerpositionen ist allein Prestige. Das wissenschaftliche Messverfahren und die erzeugenden Forscher dienen dabei als unbeteiligte Dritte. In Streitfällen kann eine imaginierte Weltöffentlichkeit als Schiedsrichter angerufen werden. Der Schutz fremder Untertanen stellte im 19. Jahrhundert ein Subsystem dieses Wettbewerbs dar.

Wie konnte die Arbeit des Konsuls oder des gesamten Konsularsystems jenseits seines subjektiven Empfindens bewertet werden? Konsuln waren oft die einzigen lokalen Vertreter ihres Staates und ihre Meinung war somit einziger Inhalt offizieller Schreiben, die ihre Regierungen über diese Regionen erreichten. Noch dazu verfügten die zuständigen Behörden meist nicht über die Kapazität, alle Berichte ihrer Konsuln zu lesen, geschweige denn, sie zu beantworten. Zentrales Evaluationskriterium blieben daher potentielle Beschwerden der von der Protektion Betroffenen.247 Beschwerdeschriften wurden damit zur Verteilungsinstanz jenes symbolischen Kapitals. Es war daher von zentraler Bedeutung für Konsul und Regierung, die Protegés zufriedenzustellen. Dies soll nicht bedeuten, dass andere Interessen nicht die Oberhand gewonnen hätten, für welche man Protegés opferte.

Protektion war ein Wettbewerb um Prestige in fremden Staaten.
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